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(Veroffentlichungsbediirftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1346/2000 DES RATES

vom 29. Mai 2000

iiber Insolvenzverfahren

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europdischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 61 Buchstabe ¢) und
Artikel 67 Absatz 1,

auf Initiative der Bundesrepublik Deutschland und der Repu-
blik Finnland,

nach Stellungnahme des Europdischen Parlaments (1),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (2),

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)

()
)

Die Europiische Union hat sich die Schaffung eines
Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts zum
Ziel gesetzt.

Fiir ein reibungsloses Funktionieren des Binnenmarktes
sind effiziente und wirksame grenziiberschreitende Insol-
venzverfahren erforderlich; die Annahme dieser Verord-
nung ist zur Verwirklichung dieses Ziels erforderlich,
das in den Bereich der justitiellen Zusammenarbeit in
Zivilsachen im Sinne des Artikels 65 des Vertrags fallt.

Die Geschiftstdtigkeit von Unternehmen greift mehr und
mehr tber die einzelstaatlichen Grenzen hinaus und
unterliegt damit in zunehmendem Maf$ den Vorschriften
des Gemeinschaftsrechts. Da die Insolvenz solcher Unter-
nehmen auch nachteilige Auswirkungen auf das ord-
nungsgemdifle Funktionieren des Binnenmarktes hat, be-
darf es eines gemeinschaftlichen Rechtsakts, der eine
Koordinierung der Manahmen in bezug auf das Ver-
mogen eines zahlungsunfahigen Schuldners vorschreibt.

Stellungnahme vom 2. Mdrz 2000 (noch nicht im Amtsblatt
veroffentlicht).
Stellungnahme vom 26. Januar 2000 (noch nicht im Amtsblatt
veroffentlicht).

()
()

Im Interesse eines ordnungsgemiflen Funktionierens des
Binnenmarktes muf§ verhindert werden, dafl es fiir die
Parteien vorteilhafter ist, Vermogensgegenstinde oder
Rechtsstreitigkeiten von einem Mitgliedstaat in einen
anderen zu verlagern, um auf diese Weise eine verbesserte
Rechtsstellung anzustreben (sog. ,forum shopping®).

Diese Ziele konnen auf einzelstaatlicher Ebene nicht in
hinreichendem Mafd verwirklicht werden, so dafl eine
Maflnahme auf Gemeinschaftsebene gerechtfertigt ist.

Gemifs dem VerhiltnismifSigkeitsgrundsatz sollte sich
diese Verordnung auf Vorschriften beschrinken, die die
Zustandigkeit fir die Eroffnung von Insolvenzverfahren
und fiir Entscheidungen regeln, die unmittelbar aufgrund
des Insolvenzverfahrens ergehen und in engem Zusam-
menhang damit stehen. Dariiber hinaus sollte diese
Verordnung Vorschriften hinsichtlich der Anerkennung
solcher Entscheidungen und hinsichtlich des anwendba-
ren Rechts, die ebenfalls diesem Grundsatz gentigen,
enthalten.

Konkurse, Vergleiche und dhnliche Verfahren sind vom
Anwendungsbereich des Briisseler Ubereinkommens von
1968 diber die gerichtliche Zustindigkeit und die
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und
Handelssachen (3) in der durch die Beitrittsiibereinkom-
men zu diesem Ubereinkommen (%) gednderten Fassung
ausgenommen.

Zur Verwirklichung des Ziels einer Verbesserung der
Effizienz und Wirksamkeit der Insolvenzverfahren mit
grenziiberschreitender Wirkung ist es notwendig und
angemessen, die Bestimmungen iiber den Gerichtsstand,
die Anerkennung und das anwendbare Recht in diesem
Bereich in einem gemeinschaftlichen Rechtsakt zu
biindeln, der in den Mitgliedstaaten verbindlich ist und
unmittelbar gilt.

ABL L 299 vom 31.12.1972, S. 32.
ABI. L 204 vom 2.8.1975, S. 28.
ABI. L 304 vom 30.10.1978, S. 1.
ABL. L 338 vom 31.12.1982, S. 1.
ABI. L 285 vom 3.10.1989, S. 1.
ABL. C15vom 15.1.1997, S. 1.
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(10)

(1)

(12)

Diese Verordnung sollte fiir alle Insolvenzverfahren gel-
ten, unabhingig davon, ob es sich beim Schuldner um
eine natiirliche oder juristische Person, einen Kaufmann
oder eine Privatperson handelt. Die Insolvenzverfahren,
auf die diese Verordnung Anwendung findet, sind in
den Anhingen aufgefiihrt. Insolvenzverfahren tiber das
Vermogen von Versicherungsunternehmen, Kreditinstitu-
ten und Wertpapierfirmen, die Gelder oder Wertpapiere
Dritter halten, sowie von Organismen fiir gemeinsame
Anlagen sollten vom Geltungsbereich dieser Verordnung
ausgenommen sein. Diese Unternehmen sollten von
dieser Verordnung nicht erfalt werden, da fiir sie beson-
dere Vorschriften gelten und die nationalen Aufsichts-
behorden teilweise sehr weitgehende Eingriffsbefugnisse

haben.

Insolvenzverfahren sind nicht zwingend mit dem Eingrei-
fen eines Gerichts verbunden. Der Ausdruck ,Gericht” in
dieser Verordnung sollte daher weit ausgelegt werden
und jede Person oder Stelle bezeichnen, die nach ein-
zelstaatlichem Recht befugt ist, ein Insolvenzverfahren zu
eroffnen. Damit diese Verordnung Anwendung findet,
muf es sich aber um ein Verfahren (mit den entsprechen-
den Rechtshandlungen und Formalititen) handeln, das
nicht nur im Einklang mit dieser Verordnung steht,
sondern auch in dem Mitgliedstaat der Eroffnung des
Insolvenzverfahrens offiziell anerkannt und rechtsgiiltig
ist, wobei es sich ferner um ein Gesamtverfahren handeln
muf$, das den vollstindigen oder teilweisen Vermogens-
beschlag gegen den Schuldner sowie die Bestellung eines
Verwalters zur Folge hat.

Diese Verordnung geht von der Tatsache aus, daf§ auf-
grund der grofSen Unterschiede im materiellen Recht ein
einziges Insolvenzverfahren mit universaler Geltung fiir
die gesamte Gemeinschaft nicht realisierbar ist. Die
ausnahmslose Anwendung des Rechts des Staates der
Verfahrenseroffnung wiirde vor diesem Hintergrund hau-
fig zu Schwierigkeiten fithren. Dies gilt etwa fiir die in der
Gemeinschaft sehr unterschiedlich ausgeprigten Siche-
rungsrechte. Aber auch die Vorrechte einzelner Glaubiger
im Insolvenzverfahren sind teilweise véllig verschieden
ausgestaltet. Diese Verordnung sollte dem auf zweierlei
Weise Rechnung tragen: Zum einen sollten Sonder-
ankniipfungen fiir besonders bedeutsame Rechte und
Rechtsverhiltnisse vorgesehen werden (z. B. dingliche
Rechte und Arbeitsvertrige). Zum anderen sollten neben
einem Hauptinsolvenzverfahren mit universaler Geltung
auch innerstaatliche Verfahren zugelassen werden, die
lediglich das im Eroffnungsstaat belegene Vermogen
erfassen.

Diese Verordnung gestattet die Eroffnung des Hauptinsol-
venzverfahrens in dem Mitgliedstaat, in dem der Schuld-
ner den Mittelpunkt seiner hauptsichlichen Interessen
hat. Dieses Verfahren hat universale Geltung mit dem
Ziel, das gesamte Vermogen des Schuldners zu erfassen.
Zum Schutz der unterschiedlichen Interessen gestattet
diese Verordnung die Er6ffnung von Sekundarinsolvenz-
verfahren parallel zum Hauptinsolvenzverfahren. Ein

(16)

Sekundarinsolvenzverfahren kann in dem Mitgliedstaat
eroffnet werden, in dem der Schuldner eine Niederlassung
hat. Seine Wirkungen sind auf das in dem betreffenden
Mitgliedstaat  belegene Vermogen des Schuldners
beschrankt. Zwingende Vorschriften fiir die Koordinie-
rung mit dem Hauptinsolvenzverfahren tragen dem Ge-
bot der Einheitlichkeit des Verfahrens in der Gemeinschaft
Rechnung.

Als Mittelpunkt der hauptsichlichen Interessen sollte
der Ort gelten, an dem der Schuldner gewohnlich der
Verwaltung seiner Interessen nachgeht und damit fur
Dritte feststellbar ist.

Diese Verordnung gilt nur firr Verfahren, bei denen der
Mittelpunkt der hauptsichlichen Interessen des Schuld-
ners in der Gemeinschaft liegt.

Die Zustindigkeitsvorschriften dieser Verordnung legen
nur die internationale Zustindigkeit fest, das heift, sie
geben den Mitgliedstaat an, dessen Gerichte Insolvenzver-
fahren er6ffnen diirfen. Die innerstaatliche Zustindigkeit
des betreffenden Mitgliedstaats muf$ nach dem Recht des
betreffenden Staates bestimmt werden.

Das fir die Eroffnung des Hauptinsolvenzverfahrens
zustdndige Gericht sollte zur Anordnung einstweiliger
Sicherungsmaffnahmen ab dem Zeitpunkt des Antrags
auf Verfahrenser6ffnung befugt sein. Sicherungsmafinah-
men sowohl vor als auch nach Beginn des Insolvenzver-
fahrens sind zur Gewihrleistung der Wirksamkeit des
Insolvenzverfahrens von grofSer Bedeutung. Diese Verord-
nung sollte hierfir verschiedene Moglichkeiten vorsehen.
Zum einen sollte das fir das Hauptinsolvenzverfahren
zustindige Gericht vorldufige Sicherungsmafinahmen
auch iiber Vermogensgegenstinde anordnen konnen, die
im Hoheitsgebiet anderer Mitgliedstaaten belegen sind.
Zum anderen sollte ein vor Eroffnung des Hauptinsol-
venzverfahrens bestellter vorldufiger Insolvenzverwalter
in den Mitgliedstaaten, in denen sich eine Niederlassung
des Schuldners befindet, die nach dem Recht dieser
Mitgliedstaaten moglichen Sicherungsmaffnahmen bean-
tragen konnen.

Das Recht, vor der Er6ffnung des Hauptinsolvenzverfah-
rens die Erdffnung eines Insolvenzverfahrens in dem
Mitgliedstaat, in dem der Schuldner eine Niederlassung
hat, zu beantragen, sollte nur einheimischen Glaubigern
oder Glaubigern der einheimischen Niederlassung zuste-
hen beziehungsweise auf Fille beschrinkt sein, in denen
das Recht des Mitgliedstaats, in dem der Schuldner den
Mittelpunkt seiner hauptsichlichen Interessen hat, die
Eroffnung eines Hauptinsolvenzverfahrens nicht zulaft.
Der Grund fiir diese Beschriankung ist, daf die Fille, in
denen die Eroffnung eines Partikularverfahrens vor dem
Hauptinsolvenzverfahren beantragt wird, auf das unum-
gingliche Mafs beschrinkt werden sollen. Nach der
Er6ffnung des Hauptinsolvenzverfahrens wird das Parti-
kularverfahren zum Sekundirverfahren.



30.6.2000 Amtsblatt der Europiischen Gemeinschaften L 160/3
(18) Das Recht, nach der Eroffnung des Hauptinsolvenzverfah- gen Mitgliedstaaten ausgedehnt werden. Die Anerken-

(19)

(20)

(21)

(22)

rens die Eroffnung eines Insolvenzverfahrens in dem
Mitgliedstaat, in dem der Schuldner eine Niederlassung
hat, zu beantragen, wird durch diese Verordnung nicht
beschrinkt. Der Verwalter des Hauptverfahrens oder jede
andere, nach dem Recht des betreffenden Mitgliedstaats
dazu befugte Person sollte die Eroffnung eines Sekundar-
verfahrens beantragen konnen.

Ein Sekundirinsolvenzverfahren kann neben dem Schutz
der inlidndischen Interessen auch anderen Zwecken die-
nen. Dies kann der Fall sein, wenn das Vermogen des
Schuldners zu verschachtelt ist, um als ganzes verwaltet
zu werden, oder weil die Unterschiede in den betroffenen
Rechtssystemen so grofs sind, daf sich Schwierigkeiten
ergeben konnen, wenn das Recht des Staates der Verfah-
renserdffnung seine Wirkung in den anderen Staaten, in
denen Vermogensgegenstinde belegen sind, entfaltet. Aus
diesem Grund kann der Verwalter des Hauptverfahrens
die Eroffnung eines Sekundirverfahrens beantragen,
wenn dies fur die effiziente Verwaltung der Masse erfor-
derlich ist.

Hauptinsolvenzverfahren und Sekundirinsolvenzverfah-
ren konnen jedoch nur dann zu einer effizienten Verwer-
tung der Insolvenzmasse beitragen, wenn die parallel
anhingigen Verfahren koordiniert werden. Wesentliche
Voraussetzung ist hierzu eine enge Zusammenarbeit
der verschiedenen Verwalter, die insbesondere einen
hinreichenden Informationsaustausch beinhalten muf.
Um die dominierende Rolle des Hauptinsolvenzverfah-
rens sicherzustellen, sollten dem Verwalter dieses Verfah-
rens mehrere Einwirkungsmoglichkeiten auf gleichzeitig
anhingige Sekundirinsolvenzverfahren gegeben werden.
Er sollte etwa einen Sanierungsplan oder Vergleich vor-
schlagen oder die Aussetzung der Verwertung der Masse
im Sekundirinsolvenzverfahren beantragen koénnen.

Jeder Gldubiger, der seinen Wohnsitz, gewohnlichen
Aufenthalt oder Sitz in der Gemeinschaft hat, sollte
das Recht haben, seine Forderungen in jedem in der
Gemeinschaft anhingigen Insolvenzverfahren iiber das
Vermogen des Schuldners anzumelden. Dies sollte auch
fur Steuerbehorden und Sozialversicherungstriger gelten.
Im Interesse der Gliaubigergleichbehandlung muf jedoch
die Verteilung des Erloses koordiniert werden. Jeder
Glaubiger sollte zwar behalten diirfen, was er im Rahmen
eines Insolvenzverfahrens erhalten hat, sollte aber an der
Verteilung der Masse in einem anderen Verfahren erst
dann teilnehmen koénnen, wenn die Glaubiger gleichen
Rangs die gleiche Quote auf ihre Forderung erlangt haben.

In dieser Verordnung sollte die unmittelbare Anerken-
nung von Entscheidungen wiber die Eroffnung, die Ab-
wicklung und die Beendigung der in ihren Geltungsbe-
reich fallenden Insolvenzverfahren sowie von Entschei-
dungen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit diesen
Insolvenzverfahren ergehen, vorgesehen werden. Die
automatische Anerkennung sollte somit zur Folge haben,
dal die Wirkungen, die das Recht des Staates der
Verfahrenseroffnung dem Verfahren beilegt, auf alle iibri-

(24)

(25)

nung der Entscheidungen der Gerichte der Mitgliedstaaten
sollte sich auf den Grundsatz des gegenseitigen Vertrauens
stiitzen. Die zulidssigen Griinde fiir eine Nichtanerken-
nung sollten daher auf das unbedingt notwendige Maf3
beschrankt sein. Nach diesem Grundsatz sollte auch der
Konflikt gelost werden, wenn sich die Gerichte zweier
Mitgliedstaaten fiir zustindig halten, ein Hauptinsolvenz-
verfahren zu erdffnen. Die Entscheidung des zuerst
eroffnenden Gerichts sollte in den anderen Mitgliedstaa-
ten anerkannt werden; diese sollten die Entscheidung
dieses Gerichts keiner Uberpriifung unterziehen diirfen.

Diese Verordnung sollte fiir den Insolvenzbereich einheit-
liche Kollisionsnormen formulieren, die die Vorschriften
des internationalen Privatrechts der einzelnen Staaten
ersetzen. Soweit nichts anderes bestimmt ist, sollte das
Recht des Staates der Verfahrenseroffnung (lex concursus)
Anwendung finden. Diese Kollisionsnorm sollte fiir
Hauptinsolvenzverfahren und Partikularverfahren glei-
chermaflen gelten. Die lex concursus regelt alle verfah-
rensrechtlichen wie materiellen Wirkungen des Insolvenz-
verfahrens auf die davon betroffenen Personen und
Rechtsverhiltnisse; nach ihr bestimmen sich alle Voraus-
setzungen fur die Eroffnung, Abwicklung und Beendigung
des Insolvenzverfahrens.

Die automatische Anerkennung eines Insolvenzverfah-
rens, auf das regelmifSig das Recht des Eroffnungsstaats
Anwendung findet, kann mit den Vorschriften anderer
Mitgliedstaaten fiir die Vornahme von Rechtshandlungen
kollidieren. Um in den anderen Mitgliedstaaten als dem
Staat der Verfahrenseroffnung Vertrauensschutz und
Rechtssicherheit zu gewihrleisten, sollten eine Reihe von
Ausnahmen von der allgemeinen Vorschrift vorgesehen
werden.

Ein besonderes Bediirfnis fiir eine vom Recht des Eroft-
nungsstaats abweichende Sonderankniipfung besteht bei
dinglichen Rechten, da diese fiir die Gewahrung von
Krediten von erheblicher Bedeutung sind. Die Begriin-
dung, Giiltigkeit und Tragweite eines solchen dinglichen
Rechts sollten sich deshalb regelmifig nach dem Recht
des Belegenheitsorts bestimmen und von der Er6ffnung
des Insolvenzverfahrens nicht berithrt werden. Der Inha-
ber des dinglichen Rechts sollte somit sein Recht zur Aus-
bzw. Absonderung an dem Sicherungsgegenstand weiter
geltend machen konnen. Falls an Vermdogensgegenstan-
den in einem Mitgliedstaat dingliche Rechte nach dem
Recht des Belegenheitsstaats bestehen, das Hauptinsol-
venzverfahren aber in einem anderen Mitgliedstaat statt-
findet, sollte der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens
die Eroffnung eines Sekundirinsolvenzverfahrens in dem
Zustindigkeitsgebiet, in dem die dinglichen Rechte beste-
hen, beantragen konnen, sofern der Schuldner dort eine
Niederlassung hat. Wird kein Sekundirinsolvenzverfah-
ren eroffnet, so ist der iiberschieende Erlos aus der
Verduferung der Vermogensgegenstinde, an denen
dingliche Rechte bestanden, an den Verwalter des Haupt-
verfahrens abzufithren.



L 160/4 Amtsblatt der Europiischen Gemeinschaften 30.6.2000
(26) Ist nach dem Recht des Eroffnungsstaats eine Aufrech- neuen Sachlage handeln. Zum Schutz solcher Personen,

(28)

(30)

nung nicht zuldssig, so sollte ein Gliubiger gleichwohl
zur Aufrechnung berechtigt sein, wenn diese nach dem
fir die Forderung des insolventen Schuldners mafigebli-
chen Recht moglich ist. Auf diese Weise wiirde die
Aufrechnung eine Art Garantiefunktion aufgrund von
Rechtsvorschriften erhalten, auf die sich der betreffende
Glaubiger zum Zeitpunkt der Entstehung der Forderung
verlassen kann.

Ein besonderes Schutzbediirfnis besteht auch bei Zah-
lungssystemen und Finanzmarkten. Dies gilt etwa fiir die
in diesen Systemen anzutreffenden Glattstellungsvertrige
und Nettingvereinbarungen sowie fir die Verduflerung
von Wertpapieren und die zur Absicherung dieser Trans-
aktionen gestellten Sicherheiten, wie dies insbesondere in
der Richtlinie 98/26/EG des Europdischen Parlaments
und des Rates vom 19. Mai 1998 iiber die Wirksamkeit
von Abrechnungen in Zahlungs- sowie Wertpapierliefer-
und -abrechnungssystemen (') geregelt ist. Fiir diese
Transaktionen soll deshalb allein das Recht mafigebend
sein, das auf das betreffende System bzw. den betreffen-
den Markt anwendbar ist. Mit dieser Vorschrift soll
verhindert werden, daff im Fall der Insolvenz eines
Geschiftspartners die in Zahlungs- oder Aufrechnungs-
systemen oder auf den geregelten Finanzmirkten der
Mitgliedstaaten vorgesehenen Mechanismen zur Zahlung
und Abwicklung von Transaktionen gedndert werden
konnen. Die Richtlinie 98/26/EG enthilt Sondervorschrif-
ten, die den allgemeinen Regelungen dieser Verordnung
vorgehen sollten.

Zum Schutz der Arbeitnehmer und der Arbeitsverhiltnis-
se miissen die Wirkungen der Insolvenzverfahren auf die
Fortsetzung oder Beendigung von Arbeitsverhiltnissen
sowie auf die Rechte und Pflichten aller an einem solchen
Arbeitsverhiltnis beteiligten Parteien durch das gemifs
den allgemeinen Kollisionsnormen fiir den Vertrag mafs-
gebliche Recht bestimmt werden. Sonstige insolvenz-
rechtliche Fragen, wie etwa, ob die Forderungen der
Arbeitnehmer durch ein Vorrecht geschiitzt sind und
welchen Rang dieses Vorrecht gegebenenfalls erhalten
soll, sollten sich nach dem Recht des Eroffnungsstaats
bestimmen.

Im Interesse des Geschiftsverkehrs sollte auf Antrag des
Verwalters der wesentliche Inhalt der Entscheidung tiber
die Verfahrenseroffnung in den anderen Mitgliedstaaten
bekannt gemacht werden. Befindet sich in dem betreffen-
den Mitgliedstaat eine Niederlassung, so kann eine obliga-
torische Bekanntmachung vorgeschrieben werden. In
beiden Fillen sollte die Bekanntmachung jedoch nicht
Voraussetzung fur die Anerkennung des auslindischen
Verfahrens sein.

Es kann der Fall eintreten, daf§ einige der betroffenen
Personen tatsichlich keine Kenntnis von der Verfahrens-
eroffnung haben und gutgldubig im Widerspruch zu der

() ABL L 166 vom 11.6.1998, S. 45.

(32)

(33)

die in Unkenntnis der auslidndischen Verfahrenser6ffnung
eine Zahlung an den Schuldner leisten, obwohl diese an
sich an den auslindischen Verwalter hitte geleistet wer-
den miissen, sollte eine schuldbefreiende Wirkung der
Leistung bzw. Zahlung vorgesehen werden.

Diese Verordnung sollte Anhinge enthalten, die sich auf
die Organisation der Insolvenzverfahren beziehen. Da
diese Anhinge sich ausschlieSlich auf das Recht der
Mitgliedstaaten beziehen, sprechen spezifische und
begriindete Umstinde dafiir, daf§ der Rat sich das Recht
vorbehilt, diese Anhinge zu dndern, um etwaigen Ande-
rungen des innerstaatlichen Rechts der Mitgliedstaaten
Rechnung tragen zu konnen.

Entsprechend Artikel 3 des Protokolls iiber die Position
des Vereinigten Konigreichs und Irlands, das dem Vertrag
tiber die Europdische Union und dem Vertrag zur
Griindung der Europiischen Gemeinschaft beigefuigt ist,
haben das Vereinigte Konigreich und Irland mitgeteilt,
daf sie sich an der Annahme und Anwendung dieser
Verordnung beteiligen mochten.

Gemidf8 den Artikeln 1 und 2 des Protokolls iiber die
Position Dinemarks, das dem Vertrag tiber die Europdi-
sche Union und dem Vertrag zur Griindung der Europdi-
schen Gemeinschaft beigeftigt ist, beteiligt sich Danemark
nicht an der Annahme dieser Verordnung, die diesen
Mitgliedstaat somit nicht bindet und auf ihn keine
Anwendung findet —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

(1)

KAPITEL I

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

Artikel 1

Anwendungsbereich

Diese Verordnung gilt fiir Gesamtverfahren, welche die

Insolvenz des Schuldners voraussetzen und den vollstindigen
oder teilweisen Vermogensbeschlag gegen den Schuldner sowie
die Bestellung eines Verwalters zur Folge haben.

(2)

Diese Verordnung gilt nicht fiir Insolvenzverfahren

tiber das Vermogen von Versicherungsunternehmen oder
Kreditinstituten, von Wertpapierfirmen, die Dienstleistungen
erbringen, welche die Haltung von Geldern oder Wertpapieren
Dritter umfassen, sowie von Organismen fiir gemeinsame
Anlagen.
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Artikel 2

Definitionen

Fiir die Zwecke dieser Verordnung bedeutet

a) ,Insolvenzverfahren die in Artikel 1 Absatz 1 genannten
Gesamtverfahren. Diese Verfahren sind in Anhang A aufge-

fithrt;

b) ,Verwalter” jede Person oder Stelle, deren Aufgabe es ist,
die Masse zu verwalten oder zu verwerten oder die
Geschiftstitigkeit des Schuldners zu iiberwachen. Diese
Personen oder Stellen sind in Anhang C aufgefiihrt;

¢) ,Liquidationsverfahren* ein Insolvenzverfahren im Sinne
von Buchstabe a), das zur Liquidation des Schuldnervermo-
gens fithrt, und zwar auch dann, wenn dieses Verfahren
durch einen Vergleich oder eine andere die Insolvenz des
Schuldners beendende Mafinahme oder wegen unzurei-
chender Masse beendet wird. Diese Verfahren sind in
Anhang B aufgefiihrt;

d) ,Gericht* das Justizorgan oder jede sonstige zustindige
Stelle eines Mitgliedstaats, die befugt ist, ein Insolvenzver-
fahren zu eréffnen oder im Laufe des Verfahrens Entschei-
dungen zu treffen;

e) ,Entscheidung®, falls es sich um die Eréffnung eines
Insolvenzverfahrens oder die Bestellung eines Verwalters
handelt, die Entscheidung jedes Gerichts, das zur Er6ffnung
eines derartigen Verfahrens oder zur Bestellung eines
Verwalters befugt ist;

f) ,Zeitpunkt der Verfahrenser6ffnung” den Zeitpunkt, in
dem die Eroffnungsentscheidung wirksam wird, unab-
hingig davon, ob die Entscheidung endgiiltig ist;

g) Mitgliedstat, in dem sich ein Vermdgensgegenstand befin-
det, im Fall von

— korperlichen Gegenstinden den Mitgliedstaat, in des-
sen Gebiet der Gegenstand belegen ist,

— Gegenstanden oder Rechten, bei denen das Eigentum
oder die Rechtsinhaberschaft in ein offentliches Regi-
ster einzutragen ist, den Mitgliedstaat, unter dessen
Aufsicht das Register gefithrt wird,

— Forderungen den Mitgliedstaat, in dessen Gebiet der
zur Leistung verpflichtete Dritte den Mittelpunkt seiner
hauptsichlichen Interessen im Sinne von Artikel 3
Absatz 1 hat;

h) ,Niederlassung” jeden Titigkeitsort, an dem der Schuldner
einer wirtschaftlichen Aktivitit von nicht voriibergehender
Art nachgeht, die den Einsatz von Personal und Ver-
mogenswerten voraussetzt.

Artikel 3
Internationale Zustindigkeit

(1)  Fir die Eroffnung des Insolvenzverfahrens sind die
Gerichte des Mitgliedstaats zustindig, in dessen Gebiet der
Schuldner den Mittelpunkt seiner hauptsichlichen Interessen
hat. Bei Gesellschaften und juristischen Personen wird bis zum
Beweis des Gegenteils vermutet, daff der Mittelpunkt ihrer
hauptsichlichen Interessen der Ort des satzungsméfigen Sitzes
ist.

(2)  Hat der Schuldner den Mittelpunkt seiner hauptsichli-
chen Interessen im Gebiet eines Mitgliedstaats, so sind die
Gerichte eines anderen Mitgliedstaats nur dann zur Eroffnung
eines Insolvenzverfahrens befugt, wenn der Schuldner eine
Niederlassung im Gebiet dieses anderen Mitgliedstaats hat. Die
Wirkungen dieses Verfahrens sind auf das im Gebiet dieses
letzteren Mitgliedstaats belegene Vermdgen des Schuldners
beschrinkt.

(3)  Wird ein Insolvenzverfahren nach Absatz 1 er6ffnet, so
ist jedes zu einem spiteren Zeitpunkt nach Absatz 2 eroffnete
Insolvenzverfahren ein Sekundirinsolvenzverfahren. Bei die-

sem Verfahren muf8 es sich um ein Liquidationsverfahren
handeln.

(4)  Vor der Eroffnung eines Insolvenzverfahrens nach Ab-
satz 1 kann ein Partikularverfahren nach Absatz 2 nur in den
nachstehenden Fillen eroffnet werden:

a) falls die Eroffnung eines Insolvenzverfahrens nach Ab-
satz 1 angesichts der Bedingungen, die in den Rechtsvor-
schriften des Mitgliedstaats vorgesechen sind, in dem der
Schuldner den Mittelpunkt seiner hauptsichlichen Interes-
sen hat, nicht moglich ist;

b) falls die Eroffnung des Partikularverfahrens von einem
Gliubiger beantragt wird, der seinen Wohnsitz, gewohnli-
chen Aufenthalt oder Sitz in dem Mitgliedstaat hat, in dem
sich die betreffende Niederlassung befindet, oder dessen
Forderung auf einer sich aus dem Betrieb dieser Niederlas-
sung ergebenden Verbindlichkeit beruht.

Artikel 4
Anwendbares Recht

(1)  Soweit diese Verordnung nichts anderes bestimmt,
gilt fur das Insolvenzverfahren und seine Wirkungen das
Insolvenzrecht des Mitgliedstaats, in dem das Verfahren eroff-
net wird, nachstehend ,Staat der Verfahrenseroffnung” ge-
nannt.
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(2)  Das Recht des Staates der Verfahrenseroffnung regelt,
unter welchen Voraussetzungen das Insolvenzverfahren eroff-
net wird und wie es durchzufithren und zu beenden ist. Es
regelt insbesondere:

a) bei welcher Art von Schuldnern ein Insolvenzverfahren
zulissig ist;

b) welche Vermdgenswerte zur Masse gehoren und wie die
nach der Verfahrenseroffnung vom Schuldner erworbenen
Vermogenswerte zu behandeln sind;

¢) die jeweiligen Befugnisse des Schuldners und des Verwal-
ters;

d) die Voraussetzungen fiir die Wirksamkeit einer Aufrech-
nung;

e) wie sich das Insolvenzverfahren auf laufende Vertrige des
Schuldners auswirkt;

f) wie sich die Eroffnung eines Insolvenzverfahrens auf
Rechtsverfolgungsmaffnahmen einzelner Gldubiger aus-
wirkt; ausgenommen sind die Wirkungen auf anhingige
Rechtsstreitigkeiten;

g) welche Forderungen als Insolvenzforderungen anzumelden
sind und wie Forderungen zu behandeln sind, die nach der
Er6ffnung des Insolvenzverfahrens entstehen;

h) die Anmeldung, die Prifung und die Feststellung der
Forderungen;

i) die Verteilung des Erloses aus der Verwertung des Ver-
mogens, den Rang der Forderungen und die Rechte der
Glaubiger, die nach der Er6ffnung des Insolvenzverfahrens
aufgrund eines dinglichen Rechts oder infolge einer Auf-
rechnung teilweise befriedigt wurden;

j) die Voraussetzungen und die Wirkungen der Beendigung
des Insolvenzverfahrens, insbesondere durch Vergleich;

k) die Rechte der Glaubiger nach der Beendigung des Insol-
venzverfahrens;

) wer die Kosten des Insolvenzverfahrens einschlieflich der
Auslagen zu tragen hat;

m) welche Rechtshandlungen nichtig, anfechtbar oder relativ
unwirksam sind, weil sie die Gesamtheit der Glaubiger
benachteiligen.

Artikel 5
Dingliche Rechte Dritte

(1)  Das dingliche Recht eines Gldubigers oder eines Dritten
an korperlichen oder unkérperlichen, beweglichen oder unbe-
weglichen Gegenstinden des Schuldners — sowohl an be-
stimmten Gegenstinden als auch an einer Mehrheit von nicht
bestimmten Gegenstinden mit wechselnder Zusammenset-
zung —, die sich zum Zeitpunkt der Eroffnung des Insolvenz-
verfahrens im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats befinden,
wird von der Eroffnung des Verfahrens nicht beriihrt.

(2)  Rechte im Sinne von Absatz 1 sind insbesondere

a) das Recht, den Gegenstand zu verwerten oder verwerten
zu lassen und aus dem Erlos oder den Nutzungen dieses
Gegenstands befriedigt zu werden, insbesondere aufgrund
eines Pfandrechts oder einer Hypothek;

b) das ausschliefliche Recht, eine Forderung einzuziehen,
insbesondere aufgrund eines Pfandrechts an einer Forde-
rung oder aufgrund einer Sicherheitsabtretung dieser For-
derung;

¢) das Recht, die Herausgabe des Gegenstands von jedermann
zu verlangen, der diesen gegen den Willen des Berechtigten
besitzt oder nutzt;

d) das dingliche Recht, die Friichte eines Gegenstands zu
ziehen.

(3) Das in einem offentlichen Register eingetragene und
gegen jedermann wirksame Recht, ein dingliches Recht im
Sinne von Absatz 1 zu erlangen, wird einem dinglichen Recht
gleichgestellt.

(4)  Absatz 1 steht der Nichtigkeit, Anfechtbarkeit oder
relativen Unwirksambkeit einer Rechtshandlung nach Artikel 4
Absatz 2 Buchstabe m) nicht entgegen.

Artikel 6
Aufrechnung

(1)  Die Befugnis eines Gldubigers, mit seiner Forderung
gegen eine Forderung des Schuldners aufzurechnen, wird von
der Erdffnung des Insolvenzverfahrens nicht beriihrt, wenn
diese Aufrechnung nach dem fiir die Forderung des insolventen
Schuldners maflgeblichen Recht zulassig ist.

(2)  Absatz 1 steht der Nichtigkeit, Anfechtbarkeit oder
relativen Umwirksamkeit einer Rechtshandlung nach Artikel 4
Absatz 2 Buchstabe m) nicht entgegen.

Artikel 7
Eigentumsvorbehalt

(1) Die Eroffnung eines Insolvenzverfahrens gegen den
Kiufer einer Sache ldft die Rechte des Verkiufers aus einem
Eigentumsvorbehalt unberiihrt, wenn sich diese Sache zum
Zeitpunkt der Eroffnung des Verfahrens im Gebiet eines
anderen Mitgliedstaats als dem der Verfahrenser6ffnung befin-
det.

(2) Die Eroffnung eines Insolvenzverfahrens gegen den
Verkiufer einer Sache nach deren Lieferung rechtfertigt nicht
die Auflosung oder Beendigung des Kaufvertrags und steht
dem Eigentumserwerb des Kdufers nicht entgegen, wenn sich
diese Sache zum Zeitpunkt der Verfahrenseroffnung im Gebiet
eines anderen Mitgliedstaats als dem der Verfahrenser6ffnung

befindet.
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(3)  Die Absitze 1 und 2 stehen der Nichtigkeit, Anfechtbar-
keit oder relativen Unwirksamkeit einer Rechtshandlung nach
Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe m) nicht entgegen.

Atrtikel 8

Vertrag iiber einen unbeweglichen Gegenstand

Fiir die Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf einen Vertrag,
der zum Erwerb oder zur Nutzung eines unbeweglichen
Gegenstands berechtigt, ist ausschlieflich das Recht des Mit-
gliedstaats maflgebend, in dessen Gebiet dieser Gegenstand
belegen ist.

Artikel 9
Zahlungssysteme und Finanzmirkte

(I)  Unbeschadet des Artikels 5 ist fir die Wirkungen des
Insolvenzverfahrens auf die Rechte und Pflichten der Mitglieder
eines Zahlungs- oder Abwicklungssystems oder eines Finanz-
marktes ausschlieflich das Recht des Mitgliedstaats mafige-
bend, das fiir das betreffende System oder den betreffenden
Markt gilt.

(2)  Absatz 1 steht einer Nichtigkeit, Anfechtbarkeit oder
relativen Unwirksamkeit der Zahlungen oder Transaktionen
gemdfl den fur das betreffende Zahlungssystem oder den
betreffenden Finanzmarkt geltenden Rechtsvorschriften nicht
entgegen.

Artikel 10

Arbeitsvertrag

Fiir die Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf einen Arbeits-
vertrag und auf das Arbeitsverhdltnis gilt ausschlieSlich das
Recht des Mitgliedstaats, das auf den Arbeitsvertrag anzuwen-
den ist.

Artikel 11

Wirkung auf eintragungspflichtige Rechte

Fir die Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf Rechte des
Schuldners an einem unbeweglichen Gegenstand, einem Schiff
oder einem Luftfahrzeug, die der Eintragung in ein 6ffentliches
Register unterliegen, ist das Recht des Mitgliedstaats mafige-
bend, unter dessen Aufsicht das Register gefithrt wird.

Artikel 12

Gemeinschaftspatente und -marken

Fiir die Zwecke dieser Verordnung kann ein Gemeinschaftspa-
tent, eine Gemeinschaftsmarke oder jedes andere durch Ge-
meinschaftsvorschriften begriindete dhnliche Recht nur in ein
Verfahren nach Artikel 3 Absatz 1 miteinbezogen werden.

Artikel 13

Benachteiligende Handlungen

Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe m) findet keine Anwendung,
wenn die Person, die durch eine die Gesamtheit der Glaubiger
benachteiligende Handlung begiinstigt wurde, nachweist,

— daf fiir diese Handlung das Recht eines anderen Mitglied-
staats als des Staates der Verfahrenseroffnung mafSgeblich
ist und

— daf in diesem Fall diese Handlung in keiner Weise nach

diesem Recht angreifbar ist.

Artikel 14

Schutz des Dritterwerbers

Verfiigt der Schuldner durch eine nach Eroffnung des Insol-
venzverfahrens vorgenommene Rechtshandlung gegen Entgelt

— iiber einen unbeweglichen Gegenstand,

— fiber ein Schiff oder ein Luftfahrzeug, das der Eintragung
in ein offentliches Register unterliegt, oder

— iber Wertpapiere, deren Eintragung in ein gesetzlich
vorgeschriebenes Register Voraussetzung fiir ihre Existenz
ist,

so richtet sich die Wirksamkeit dieser Rechtshandlung dem
Recht des Staates, in dessen Gebiet dieser unbewegliche
Gegenstand belegen ist oder unter dessen Aufsicht das Register
gefithrt wird.

Artikel 15

Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf anhingige
Rechtsstreitigkeiten

Fiir die Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf einen anhangi-
gen Rechtsstreit tiber einen Gegenstand oder ein Recht der
Masse gilt ausschlieflich das Recht des Mitgliedstaats, in dem
der Rechtsstreit anhangig ist.

KAPITEL II

ANERKENNUNG DER INSOLVENZVERFAHREN
Artikel 16

Grundsatz

(1)  Die Eroffnung eines Insolvenzverfahrens durch ein nach
Artikel 3 zustdndiges Gericht eines Mitgliedstaats wird in allen
tibrigen Mitgliedstaaten anerkannt, sobald die Entscheidung
im Staat der Verfahrenseroffnung wirksam ist.
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Dies gilt auch, wenn in den {ibrigen Mitgliedstaaten iiber
das Vermogen des Schuldners wegen seiner Eigenschaft ein
Insolvenzverfahren nicht eroffnet werden konnte.

(2)  Die Anerkennung eines Verfahrens nach Artikel 3 Ab-
satz 1 steht der Eroffnung eines Verfahrens nach Artikel 3
Absatz 2 durch ein Gericht eines anderen Mitgliedstaats nicht
entgegen. In diesem Fall ist das Verfahren nach Artikel 3
Absatz 2 ein Sekundirinsolvenzverfahren im Sinne von Kapi-
tel IIL.

Artikel 17

Wirkungen der Anerkennung

(1)  Die Eroffnung eines Verfahrens nach Artikel 3 Absatz 1
entfaltet in jedem anderen Mitgliedstaat, ohne daf8 es hierfir
irgendwelcher Formlichkeiten bediirfte, die Wirkungen, die
das Recht des Staates der Verfahrenseroffnung dem Verfahren
beilegt, sofern diese Verordnung nichts anderes bestimmt und
solange in diesem anderen Mitgliedstaat kein Verfahren nach
Artikel 3 Absatz 2 eroffnet ist.

(2)  Die Wirkungen eines Verfahrens nach Artikel 3 Ab-
satz 2 dirfen in den anderen Mitgliedstaten nicht in Frage
gestellt werden. Jegliche Beschrinkung der Rechte der Glaubi-
ger, insbesondere eine Stundung oder eine Schuldbefreiung
infolge des Verfahrens, wirkt hinsichtlich des im Gebiet eines
anderen Mitgliedstaats belegenen Vermdgens nur gegeniiber
den Gldubigern, die ihre Zustimmung hierzu erteilt haben.

Artikel 18

Befugnisse des Verwalters

(1)  Der Verwalter, der durch ein nach Artikel 3 Absatz 1
zustindiges Gericht bestellt worden ist, darf im Gebiet eines
anderen Mitgliedstaats alle Befugnisse ausiiben, die ihm nach
dem Recht des Staates der Verfahrenseroffnung zustehen,
solange in dem anderen Staat nicht ein weiteres Insolvenzver-
fahren eroffnet ist oder eine gegenteilige Sicherungsmafinahme
auf einen Antrag auf Eroffnung eines Insolvenzverfahrens hin
ergriffen worden ist. Er kann insbesondere vorbehaltlich der
Artikel 5 und 7 die zur Masse gehorenden Gegenstinde aus
dem Gebiet des Mitgliedstaats entfernen, in dem sich die
Gegenstinde befinden.

(2)  Der Verwalter, der durch ein nach Artikel 3 Absatz 2
zustindiges Gericht bestellt worden ist, darf in jedem anderen
Mitgliedstaat gerichtlich und aufergerichtlich geltend machen,
dafl ein beweglicher Gegenstand nach der Eroffnung des
Insolvenzverfahrens aus dem Gebiet des Staates der Verfah-
renseroffnung in das Gebiet dieses anderen Mitgliedstaats
verbracht worden ist. Des weiteren kann er eine den Interessen
der Gldubiger dienende Anfechtungsklage erheben.

(3)  Bei der Ausiibung seiner Befugnisse hat der Verwalter
das Recht des Mitgliedstaats, in dessen Gebiet er handeln will,
zu beachten, insbesondere hinsichtlich der Art und Weise der
Verwertung eines Gegenstands der Masse. Diese Befugnisse
dirfen nicht die Anwendung von Zwangsmitteln oder das
Recht umfassen, Rechtsstreitigkeiten oder andere Auseinander-
setzungen zu entscheiden.

Artikel 19

Nachweis der Verwalterstellung

Die Bestellung zum Verwalter wird durch eine beglaubigte
Abschrift der Entscheidung, durch die er bestellt worden
ist, oder durch eine andere von dem zustindigen Gericht
ausgestellte Bescheinigung nachgewiesen.

Es kann eine Ubersetzung in die Amtssprache oder eine der
Amtssprachen des Mitgliedstaats, in dessen Gebiet er handeln
will, verlangt werden. Eine Legalisation oder eine entsprechen-
de andere Formlichkeit wird nicht verlangt.

Artikel 20
Herausgabepflicht und Anrechnung

(1)  Ein Gldubiger, der nach der Eroffnung eines Insolvenz-
verfahrens nach Artikel 3 Absatz 1 auf irgendeine Weise,
insbesondere durch Zwangsvollstreckung, vollstindig oder
teilweise aus einem Gegenstand der Masse befriedigt wird, der
in einem anderen Mitgliedstaat belegen ist, hat vorbehaltlich
der Artikel 5 und 7 das Erlangte an den Verwalter herauszuge-
ben.

(2)  Zur Wahrung der Gleichbehandlung der Glaubiger
nimmt ein Gliubiger, der in einem Insolvenzverfahren eine
Quote auf seine Forderung erlangt hat, an der Verteilung im
Rahmen eines anderen Verfahrens erst dann teil, wenn die
Glaubiger gleichen Ranges oder gleicher Gruppenzugehorig-
keit in diesem anderen Verfahren die gleiche Quote erlangt
haben.

Artikel 21
Offentliche Bekanntmachung

(1) Auf Antrag des Verwalters ist in jedem anderen Mitglied-
staat der wesentliche Inhalt der Entscheidung tiber die Verfah-
renseroffnung und gegebenenfalls der Entscheidung iiber eine
Bestellung entsprechend den Bestimmungen des jeweiligen
Staates fiir offentliche Bekanntmachungen zu veréffentlichen.
In der Bekanntmachung ist ferner anzugeben, welcher Verwal-
ter bestellt wurde und ob sich die Zustindigkeit aus Artikel 3
Absatz 1 oder aus Artikel 3 Absatz 2 ergibt.
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(2)  Jeder Mitgliedstaat, in dessen Gebiet der Schuldner eine
Niederlassung besitzt, kann jedoch die obligatorische Bekannt-
machung vorsehen. In diesem Fall hat der Verwalter oder jede
andere hierzu befugte Stelle des Mitgliedstaats, in dem das Ver-
fahren nach Artikel 3 Absatz 1 eroffnet wurde, die fiir diese
Bekanntmachung erforderlichen Mafnahmen zu treffen.

Artikel 22
Eintragung in 6ffentliche Register

(1)  Auf Antrag des Verwalters ist die Eroffnung eines
Verfahrens nach Artikel 3 Absatz 1 in das Grundbuch, das
Handelsregister und alle sonstigen 6ffentlichen Register in den
tibrigen Mitgliedstaaten einzutragen.

(2)  Jeder Mitgliedstaat kann jedoch die obligatorische Ein-
tragung vorsehen. In diesem Fall hat der Verwalter oder andere
hierzu befugte Stelle des Mitgliedstaats, in dem das Verfahren
nach Artikel 3 Absatz 1 eroffnet wurde, die fiir diese Fintra-
gung erforderlichen Mafinahmen zu treffen.

Artikel 23

Kosten

Die Kosten der offentlichen Bekanntmachung nach Artikel 21
und der Eintragung nach Artikel 22 gelten als Kosten und
Aufwendungen des Verfahrens.

Artikel 24
Leistung an den Schuldner

(1)  Wer in einem Mitgliedstaat an einen Schuldner leistet,
tiber dessen Vermdgen in einem anderen Mitgliedstaat ein
Insolvenzverfahren erdffnet worden ist, obwohl er an den
Verwalter des Insolvenzverfahrens hitte leisten miissen, wird
befreit, wenn ihm die Eroffnung des Verfahrens nicht bekannt
war.

(2)  Erfolgt die Leistung vor der offentlichen Bekanntma-
chung nach Artikel 21, so wird bis zum Beweis des Gegenteils
vermutet, dafl dem Leistenden die Eroffnung nicht bekannt
war. Erfolgt die Leistung nach der Bekanntmachung gemifs
Artikel 21, so wird bis zum Beweis des Gegenteils vermutet,
dafl dem Leistenden die Er6ffnung bekannt war.

Artikel 25

Anerkennung und Vollstreckbarkeit sonstiger Entschei-
dungen

(1)  Die zur Durchfithrung und Beendigung eines Insolvenz-
verfahrens ergangenen Entscheidungen eines Gerichts, dessen
Er6ffnungsentscheidung nach Artikel 16 anerkannt wird, so-
wie ein von einem solchen Gericht bestdtigter Vergleich
werden ebenfalls ohne weitere Formlichkeiten anerkannt.

Diese Entscheidungen werden nach den Artikeln 31 bis 51
(mit Ausnahme von Artikel 34 Absatz 2) des Briisseler Uber-
einkommens {iber die gerichtliche Zustindigkeit und die
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Han-
delssachen in der durch die Beitrittsiibereinkommen zu diesem
Ubereinkommen gednderten Fassung vollstreckt.

Unterabsatz 1 gilt auch fiir Entscheidungen, die unmittelbar
aufgrund des Insolvenzverfahrens ergehen und in engem
Zusammenhang damit stehen, auch wenn diese Entscheidun-
gen von einem anderen Gericht getroffen werden.

Unterabsatz 1 gilt auch fiir Entscheidungen ber Siche-
rungsmaflnahmen, die nach dem Antrag auf Eroffnung eines
Insolvenzverfahrens getroffen werden.

(2)  Die Anerkennung und Vollstreckung der anderen als
der in Absatz 1 genannten Entscheidungen unterliegen dem
Ubereinkommen nach Absatz 1, soweit jenes Ubereinkommen
anwendbar ist.

(3)  Die Mitgliedstaaten sind nicht verpflichtet, eine Entschei-
dung gemifl Absatz 1 anzuerkennen und zu vollstrecken,
die eine Einschrinkung der personlichen Freiheit oder des
Postgeheimnisses zur Folge hitte.

Artikel 26 (1)

Ordre Public

Jeder Mitgliedstaat kann sich weigern, ein in einem anderen
Mitgliedstaat eroffnetes Insolvenzverfahren anzuerkennen oder
eine in einem solchen Verfahren ergangene Entscheidung zu
vollstrecken, soweit diese Anerkennung oder diese Voll-
streckung zu einem Ergebnis fithrt, das offensichtlich mit seiner
offentlichen Ordnung, insbesondere mit den Grundprinzipien
oder den verfassungsmifdig garantierten Rechten und Freihei-
ten des einzelnen, unvereinbar ist.

KAPITEL III

SEKUNDARINSOLVENZVERFAHREN

Artikel 27

Verfahrenseroffnung

Ist durch ein Gericht eines Mitgliedstaats ein Verfahren nach
Artikel 3 Absatz 1 eroffnet worden, das in einem anderen
Mitgliedstaat anerkannt ist (Hauptinsolvenzverfahren), so kann
ein nach Artikel 3 Absatz 2 zustdndiges Gericht dieses anderen
Mitgliedstaats ein Sekundirinsolvenzverfahren eroffnen, ohne
daf in diesem anderen Mitgliedstaat die Insolvenz des Schuld-
ners gepriift wird. Bei diesem Verfahren muf es sich um
eines der in Anhang B aufgefithrten Verfahren handeln. Seine
Wirkungen beschrinken sich auf das im Gebiet dieses anderen
Mitgliedstaats belegene Vermogen des Schuldners.

(1) Siehe die Erklarung Portugals zur Anwendung der Artikel 26 und
37 (ABL C 183 vom 30.6.2000, S. 1).
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Artikel 28

Anwendbares Recht

Soweit diese Verordnung nichts anderes bestimmit, finden auf
das Sekundirinsolvenzverfahren die Rechtsvorschriften des
Mitgliedstaats Anwendung, in dessen Gebiet das Sekundirin-
solvenzverfahren eréffnet worden ist.

Artikel 29

Antragsrecht

Die Eroffnung eines Sekundirinsolvenzverfahrens kénnen be-
antragen:

a) der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens,

b) jede andere Person oder Stelle, der das Antragsrecht nach
dem Recht des Mitgliedstaats zusteht, in dessen Gebiet das
Sekundirinsolvenzverfahren eroffnet werden soll.

Artikel 30

Kostenvorschuf§

Verlangt das Recht des Mitgliedstaats, in dem ein Sekundérin-
solvenzverfahren beantragt wird, daf die Kosten des Verfah-
rens einschlieflich der Auslagen ganz oder teilweise durch die
Masse gedeckt sind, so kann das Gericht, bei dem ein solcher
Antrag gestellt wird, vom Antragsteller einen Kostenvorschufs
oder eine angemessene Sicherheitsleistung verlangen.

Artikel 31
Kooperations- und Unterrichtungspflicht

(1)  Vorbehaltlich der Vorschriften iiber die Einschrankung
der Weitergabe von Informationen besteht fiir den Verwalter
des Hauptinsolvenzverfahrens und fiir die Verwalter der Se-
kundirinsolvenzverfahren die Pflicht zur gegenseitigen Unter-
richtung. Sie haben einander unverziiglich alle Informationen
mitzuteilen, die fur das jeweilige andere Verfahren von Bedeu-
tung sein konnen, insbesondere den Stand der Anmeldung
und der Priifung der Forderungen sowie alle Malnahmen zur
Beendigung eines Insolvenzverfahrens.

(2)  Vorbehaltlich der fiir die einzelnen Verfahren geltenden
Vorschriften sind der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens
und die Verwalter der Sekundarinsolvenzverfahren zur Zusam-
menarbeit verpflichtet.

(3)  Der Verwalter eines Sekundirinsolvenzverfahrens hat
dem Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens zu gegebener
Zeit Gelegenheit zu geben, Vorschlige fiir die Verwertung oder
jede Art der Verwendung der Masse des Sekundirinsolvenzver-
fahrens zu unterbreiten.

Artikel 32

Ausiibung von Gliubigerrechten

(1) Jeder Gldubiger kann seine Forderung im Hauptinsol-
venzverfahren und in jedem Sekundirinsolvenzverfahren an-
melden.

(2)  Die Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens und der
Sekundirinsolvenzverfahren melden in den anderen Verfahren
die Forderungen an, die in dem Verfahren, fur das sie bestellt
sind, bereits angemeldet worden sind, soweit dies fur die
Glaubiger des letztgenannten Verfahrens zweckmifig ist und
vorbehaltlich des Rechts dieser Glaubiger, dies abzulehnen
oder die Anmeldung zuriickzunehmen, sofern ein solches
Recht gesetzlich vorgesehen ist.

(3)  Der Verwalter eines Haupt- oder eines Sekundirinsol-
venzverfahrens ist berechtigt, wie ein Gliubiger an einem
anderen Insolvenzverfahren mitzuwirken, insbesondere indem
er an einer Gliaubigerversammlung teilnimmt.

Artikel 33

Aussetzung der Verwertung

(1)  Das Gericht, welches das Sekundirinsolvenzverfahren
eroffnet hat, setzt auf Antrag des Verwalters des Hauptinsol-
venzverfahrens die Verwertung ganz oder teilweise aus; dem
zustdndigen Gericht steht jedoch das Recht zu, in diesem Fall
vom Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens alle angemesse-
nen Maflnahmen zum Schutz der Interessen der Gliubiger des
Sekunddrinsolvenzverfahrens sowie einzelner Gruppen von
Glaubigern zu verlangen. Der Antrag des Verwalters des
Hauptinsolvenzverfahrens kann nur abgelehnt werden, wenn
die Aussetzung offensichtlich fiir die Glaubiger des Hauptinsol-
venzverfahrens nicht von Interesse ist. Die Aussetzung der
Verwertung kann fiir hochstens drei Monate angeordnet
werden. Sie kann fiir jeweils denselben Zeitraum verlidngert
oder erneuert werden.

(2) Das Gericht nach Absatz 1 hebt die Aussetzung der
Verwertung in folgenden Fillen auf:

— auf Antrag des Verwalters des Hauptinsolvenzverfahrens,

— von Amts wegen, auf Antrag eines Gliubigers oder auf
Antrag des Verwalters des Sekundirinsolvenzverfahrens,
wenn sich herausstellt, daf diese Maflnahme insbesondere
nicht mehr mit dem Interesse der Glaubiger des Haupt-
oder des Sekundirinsolvenzverfahrens zu rechtfertigen ist.
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Artikel 34

Verfahrensbeendende Maflnahmen

(1)  Kann das Sekundirinsolvenzverfahren nach dem fiir
dieses Verfahren maflgeblichen Recht ohne Liquidation durch
einen Sanierungsplan, einen Vergleich oder eine andere ver-
gleichbare Maflnahme beendet werden, so kann eine solche
Mafnahme vom Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens vor-
geschlagen werden.

Eine Beendigung des Sekundirinsolvenzverfahrens durch eine
Maflnahme nach Unterabsatz 1 kann nur bestitigt werden,
wenn der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens zustimmt
oder, falls dieser nicht zustimmt, wenn die finanziellen Interes-
sen der Gldubiger des Hauptinsolvenzverfahrens durch die
vorgeschlagene Maffnahme nicht beeintrachtigt werden.

(2)  Jede Beschrinkung der Rechte der Glaubiger, wie zum
Beispiel eine Stundung oder eine Schuldbefreiung, die sich aus
einer in einem Sekundirinsolvenzverfahren vorgeschlagenen
Maflnahme im Sinne von Absatz 1 ergibt, kann nur dann
Auswirkungen auf das nicht von diesem Verfahren betroffene
Vermogen des Schuldners haben, wenn alle betroffenen Gliu-
biger der Manahme zustimmen.

(3)  Wihrend einer nach Artikel 33 angeordneten Ausset-
zung der Verwertung kann nur der Verwalter des Hauptinsol-
venzverfahrens oder der Schuldner mit dessen Zustimmung
im Sekundirinsolvenzverfahren Maffnahmen im Sinne von
Absatz 1 des vorliegenden Artikels vorschlagen; andere Vor-
schldge fiir eine solche Maffnahme diirfen weder zur Abstim-
mung gestellt noch bestitigt werden.

Artikel 35

Uberschuff im Sekundirinsolvenzverfahren

Konnen bei der Verwertung der Masse des Sekundarinsolvenz-
verfahrens alle in diesem Verfahren festgestellten Forderungen
befriedigt werden, so tibergibt der in diesem Verfahren bestellte
Verwalter den verbleibenden Uberschuf8 unverziiglich dem
Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens.

Artikel 36

Nachtrigliche Eréffnung des Hauptinsolvenzverfahrens

Wird ein Verfahren nach Artikel 3 Absatz 1 eroffnet, nachdem
in einem anderen Mitgliedstaat ein Verfahren nach Artikel 3
Absatz 2 erdffnet worden ist, so gelten die Artikel 31 bis 35
fiir das zuerst eroffnete Insolvenzverfahren, soweit dies nach
dem Stand dieses Verfahrens moglich ist.

Artikel 37 (1)

Umwandlung des vorhergehenden Verfahrens

Der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens kann beantragen,
daf ein in Anhang A genanntes Verfahren, das zuvor in einem
anderen Mitgliedstaat eroffnet wurde, in ein Liquidationsver-
fahren umgewandelt wird, wenn es sich erweist, daf§ diese
Umwandlung im Interesse der Glaubiger des Hauptverfahrens
liegt.

Das nach Artikel 3 Absatz 2 zustindige Gericht ordnet die
Umwandlung in eines der in Anhang B aufgefiihrten Verfahren
an.

Artikel 38

Sicherungsmaf$nahmen

Bestellt das nach Artikel 3 Absatz 1 zustindige Gericht eines
Mitgliedstaats zur Sicherung des Schuldnervermdgens einen
vorldufigen Verwalter, so ist dieser berechtigt, zur Sicherung
und Erhaltung des Schuldnervermogens, das sich in einem
anderen Mitgliedstaat befindet, jede Mafinahme zu beantragen,
die nach dem Recht dieses Staates fir die Zeit zwischen dem
Antrag auf Eroffnung eines Liquidationsverfahrens und dessen
Er6ffnung vorgesehen ist.

KAPITEL IV

UNTERRICHTUNG DER GLAUBIGER UND ANMELDUNG
IHRER FORDERUNGEN

Artikel 39

Recht auf Anmeldung von Forderungen

Jeder Gldubiger, der seinen gewohnlichen Aufenthalt, Wohn-
sitz oder Sitz in einem anderen Mitgliedstaat als dem Staat der
Verfahrenseroffnung hat, einschlielich der Steuerbehorden
und der Sozialversicherungstriger der Mitgliedstaaten, kann
seine Forderungen in dem Insolvenzverfahren schriftlich an-
melden.

Artikel 40
Pflicht zur Unterrichtung der Gliubiger

(I)  Sobald in einem Mitgliedstaat ein Insolvenzverfahren
eroffnet wird, unterrichtet das zustidndige Gericht dieses Staates
oder der von diesem Gericht bestellte Verwalter unverziiglich
die bekannten Glaubiger, die in den anderen Mitgliedstaaten
ihren gewohnlichen Aufenthalt, Wohnsitz oder Sitz haben.

(1) Siehe die Erklarung Portugals zur Anwendung der Artikel 26 und
37 (ABL C 183 vom 30.6.2000, S. 1).
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(2)  Die Unterrichtung erfolgt durch individuelle Ubersen-
dung eines Vermerks und gibt insbesondere an, welche Fristen
einzuhalten sind, welches die Versdumnisfolgen sind, welche
Stelle fiir die Entgegennahme der Anmeldungen zustindig ist
und welche weiteren MafSnahmen vorgeschrieben sind. In dem
Vermerk ist auch anzugeben, ob die bevorrechtigten oder
dinglich gesicherten Gldubiger ihre Forderungen anmelden
miissen.

Artikel 41

Inhalt einer Forderungsanmeldung

Der Glaubiger tibersendet eine Kopie der gegebenenfalls vor-
handenen Belege, teilt die Art, den Entstehungszeitpunkt und
den Betrag der Forderung mit und gibt an, ob er fur die
Forderung ein Vorrecht, eine dingliche Sicherheit oder einen
Eigentumsvorbehalt beansprucht und welche Vermogenswerte
Gegenstand seiner Sicherheit sind.

Artikel 42
Sprachen

(1)  Die Unterrichtung nach Artikel 40 erfolgt in der
Amtssprache oder einer der Amtssprachen des Staates der
Verfahrenseroffnung. Hierfiir ist ein Formblatt zu verwenden,
das in simtlichen Amtssprachen der Organe der Europiischen
Union mit den Worten ,Aufforderung zur Anmeldung einer
Forderung. Etwaige Fristen beachten!” iiberschrieben ist.

(2)  Jeder Gldubiger, der seinen gewohnlichen Aufenthalt,
Wohnsitz oder Sitz in einem anderen Mitgliedstaat als dem
Staat der Verfahrenser6ffnung hat, kann seine Forderung auch
in der Amtssprache oder einer der Amtssprachen dieses
anderen Staates anmelden. In diesem Fall mufl die Anmeldung
jedoch mindestens die Uberschrift ,Anmeldung einer Forde-
rung“ in der Amtssprache oder einer der Amtssprachen des
Staates der Verfahrenseroffnung tragen. Vom Gldubiger kann
eine Ubersetzung der Anmeldung in die Amtssprache oder
eine der Amtssprachen des Staates der Verfahrenseroffnung
verlangt werden.

KAPITEL V

UBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 43

Zeitlicher Geltungsbereich

Diese Verordnung ist nur auf solche Insolvenzverfahren anzu-
wenden, die nach ihrem Inkrafttreten erdffnet worden sind.
Fiir Rechtshandlungen des Schuldners vor Inkrafttreten dieser
Verordnung gilt weiterhin das Recht, das fiir diese Rechtshand-
lungen anwendbar war, als sie vorgenommen wurden.

Artikel 44
Verhiltnis zu Ubereinkiinften

(I)  Nach ihrem Inkrafttreten ersetzt diese Verordnung in
ihrem sachlichen Anwendungsbereich hinsichtlich der Bezie-
hungen der Mitgliedstaaten untereinander die zwischen zwei
oder mehreren Mitgliedstaaten geschlossenen Ubereinkiinfte,
insbesondere

a) das am 8.Juli 1899 in Paris unterzeichnete belgisch-
franzosische Abkommen tiber die gerichtliche Zustindig-
keit, die Anerkennung und die Vollstreckung von gerichtli-
chen Entscheidungen, Schiedsspriichen und 6ffentlichen
Urkunden;

b) das am 16.Juli 1969 in Briissel unterzeichnete belgisch-
osterreichische Abkommen tiber Konkurs, Ausgleich und
Zahlungsaufschub (mit Zusatzprotokoll vom 13. Juni
1973);

¢) dasam 28. Midrz 1925 in Briissel unterzeichnete belgisch-
niederlindische Abkommen {iiber die Zustindigkeit der
Gerichte, den Konkurs sowie die Anerkennung und die
Vollstreckung ~ von  gerichtlichen  Entscheidungen,
Schiedsspriichen und offentlichen Urkunden;

d) den am 25. Mai 1979 in Wien unterzeichneten deutsch-
osterreichischen Vertrag auf dem Gebiet des Konkurs- und
Vergleichs-(Ausgleichs-)rechts;

e) das am 27. Februar 1979 in Wien unterzeichnete franzo-
sisch-sterreichische Abkommen iiber die gerichtliche
Zustandigkeit, die Anerkennung und die Vollstreckung
von Entscheidungen auf dem Gebiet des Insolvenzrechts;

f) das am 3. Juni 1930 in Rom unterzeichnete franzgsisch-
italienische Abkommen iiber die Vollstreckung gerichtli-
cher Urteile in Zivil- und Handelssachen;

g) das am 12. Juli 1977 in Rom unterzeichnete italienisch-
osterreichische Abkommen iiber Konkurs und Ausgleich;

h) den am 30. August 1962 in Den Haag unterzeichneten
deutsch-niederlindischen Vertrag iiber die gegenseitige
Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Entschei-
dungen und anderer Schuldtitel in Zivil- und Handelssa-
chen;

i) das am 2. Mai 1934 in Briissel unterzeichnete britisch-
belgische Abkommen zur gegenseitigen Vollstreckung
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen
mit Protokoll;

j) das am 7. November 1993 in Kopenhagen zwischen
Dinemark, Finnland, Norwegen, Schweden und Irland
geschlossene Konkursiibereinkommen;

k) dasam 5.Juni 1990 in Istanbul unterzeichnete Europdische
Ubereinkommen {iiber bestimmte internationale Aspekte
des Konkurses.

(2) Die in Absatz 1 aufgefithrten Ubereinkiinfte behalten
ihre Wirksamkeit hinsichtlich der Verfahren, die vor Inkrafttre-
ten dieser Verordnung eroffnet worden sind.
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(3)  Diese Verordnung gilt nicht

a) in einem Mitgliedstaat, soweit es in Konkurssachen mit
den Verpflichtungen aus einer Ubereinkunft unvereinbar
ist, die dieser Staat mit einem oder mehreren Drittstaaten
vor Inkrafttreten dieser Verordnung geschlossen hat;

b) im Vereinigten Konigreich Grofbritannien und Nordirland,
soweit es in Konkurssachen mit den Verpflichtungen
aus Vereinbarungen, die im Rahmen des Commonwealth
geschlossen wurden und die zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieser Verordnung wirksam sind, unvereinbar ist.

Artikel 45

Anderung der Anhiinge

Der Rat kann auf Initiative eines seiner Mitglieder oder auf
Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit die
Anhinge dndern.

Artikel 46

Bericht

Die Kommission legt dem Europdischen Parlament, dem Rat
und dem Wirtschafts- und Sozialausschuf8 bis zum 1. Juni
2012 und danach alle finf Jahre einen Bericht iiber die
Anwendung dieser Verordnung vor. Der Bericht enthalt gege-
benenfalls einen Vorschlag zur Anpassung dieser Verordnung.

Artikel 47

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 31. Mai 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemifs dem Vertrag zur
Griindung der Europdischen Gemeinschaft unmittelbar in den Mitgliedstaaten.

Geschehen zu Briissel am 29. Mai 2000.

Im Namen des Rates
Der Prdsident

A. COSTA
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ANHANG A

Insolvenzverfahren gemifd Artikel 1 Buchstabe a)

BELGIQUE — BELGIE
— La faillite/Het faillissement
— Le concordat judiciaire/Het gerechtelijk akkoord

— Le reglement collectif de dettes/De collective schuldenregeling

DEUTSCHLAND

— Das Konkursverfahren

— Das gerichtliche Vergleichsverfahren
— Das Gesamtvollstreckungsverfahren

— Das Insolvenzverfahren

EAAAZ
— [Toyevon

— H adtkn exkadapion

— H npoowpwiy Swayeipion etapiac. H Swoiknon kat 1) dayeipion twv

TOTOTOV

— H vunayoyr emigelprong umd emitpomo e okomoO T ouvayn

oupPifacpou pe Toug MOTWTES

ESPANA
— Concurso de acreedores
— Quiebra

— Suspension de pagos

FRANCE
— Liquidation judiciaire

— Redressement judiciaire avec nomination d'un administrateur

IRELAND
— Compulsory winding-up by the Court

— Bankruptcy

— The administration in bankruptcy of the estate of persons dying

insolvent
— Winding-up in bankruptcy of partnerships

— Creditors’ voluntary winding-up (with confirmation of a court)

— Arrangements under the control of the Court which involve the
vesting of all or part of the property of the debtor in the Official

Assignee for realisation and distribution

— Company examinership

ITALIA

— Fallimento

— Concordato preventivo

— Liquidazione coatta amministrativa
— Amministrazione straordinaria

— Amministrazione controllata

LUXEMBOURG

— Faillite

— Gestion controlée

— Concordat préventif de faillite (par abandon dactif)

— Régime spécial de liquidation du notariat

NEDERLAND
— Het faillissement
— De surseance van betaling

— De schuldsaneringsregeling natuurlijke personen

OSTERREICH
— Das Konkursverfahren

— Das Ausgleichsverfahren

PORTUGAL

— O processo de faléncia

— Os processos especiais de recuperacio de empresa, ou seja:
— A concordata
— A reconstitui¢do empresarial
— A reestruturacio financeira

— A gestdo controlada

30.6.2000
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SUOMI — FINLAND UNITED KINGDOM

— Konkurssi/konkurs — Winding-up by or subject to the supervision of the court

— Yrityssaneeraus|foretagssanering — Creditors’ voluntary winding-up (with confirmation by the court)

SVERIGE — Administration
— Voluntary arrangements under insolvency legislation

— Konkurs

— Foretagsrekonstruktion — Bankruptcy or sequestration
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ANHANG B

Insolvenzverfahren gemifd Artikel 2 Buchstabe c)

BELGIQUE — BELGIE

— La faillite/Het faillissement

DEUTSCHLAND
— Das Konkursverfahren
— Das Gesamtvollstreckungsverfahren

— Das Insolvenzverfahren

EAAAZ
— [Ttoyevon

— H adwkn exkadapion

ESPANA
— Concurso de acreedores
— Quiebra

— Suspension de pagos basada en la insolvencia definitiva

FRANCE

— Liquidation judiciaire

IRELAND
— Compulsory winding-up
— Bankruptcy

— The administration in bankruptcy of the estate of persons dying
insolvent

— Winding-up in bankruptcy of partnerships

— Creditors’ voluntary winding-up (with the confirmation of a
court)

— Arrangements of the control of the Court which involve the
vesting of all or part of the property of the debtor in the Official
Assignee for realisation and distribution

ITALIA
— Fallimento

— Liquidazione coatta amministrativa

LUXEMBOURG
— Faillite

— Régime spécial de liquidation du notariat

NEDERLAND
— Het faillissement

— De schuldsaneringsregeling natuurlijke personen

OSTERREICH

— Das Konkursverfahren

PORTUGAL

— O processo de faléncia

SUOMI — FINLAND

— Konkurssi/konkurs

SVERIGE

— Konkurs

UNITED KINGDOM
— Winding-up by or subject to the supervision of the court
— Creditors’ voluntary winding-up (with confirmation by the court)

— Bankruptcy or sequestration
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ANHANG C

Verwalter gemifd Artikel 2 Buchstabe b)

BELGIQUE — BELGIE IRELAND
— Le curateur/De curator — Liquidator
— Le commissaire au sursis/De commissaris inzake opschorting — Official Assignee

— Le médiateur de dettes/De schuldbemiddelaar

DEUTSCHLAND

— Konkursverwalter

— Vergleichsverwalter

— Sachwalter (nach der Vergleichsordnung)
— Verwalter

— Insolvenzverwalter

— Sachwalter (nach der Insolvenzordnung)
— Treuhdnder

— Vorldufiger Insolvenzverwalter

EAAAZ

— 0 oUvdikog

— Trustee in bankruptcy
— Provisional Liquidator

— Examiner

ITALIA
— Curatore

— Commissario

LUXEMBOURG
— Curateur

— Commissaire
— Liquidateur

— Conseil de gérance de la section d’assainissement du notariat

— O npocwpvog Siayepiotic. H Stoikoloa enttponr| tov motwtdv

— O adikoc exkadapiotic

— O enitponog

ESPANA

— Depositario-administrador
— Interventor o Interventores
— Sindicos

— Comisario

FRANCE

— Représentant des créanciers
— Mandataire liquidateur

— Administrateur judiciaire

— Commissaire a 'exécution de plan

NEDERLAND

— De curator in het faillissement

— De bewindvoerder in de surseance van betaling

— De bewindvoerder in de schuldsaneringsregeling natuurlijke
personen

OSTERREICH

— Masseverwalter

— Ausgleichsverwalter

— Sachwalter

— Treuhdnder

— Besondere Verwalter

— Vorldufige Verwalter

— Konkursgericht
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PORTUGAL SVERIGE
o — Forvaltare
— Gestor Judicial  od man
— Liquidatario Judicial — Rekonstruktor
— Comissdo de Credores UNITED KINGDOM
— Liquidator

— Supervisor of a voluntary arrangement
SUOMI — FINLAND — Administrator

— Pesinhoitaja/boférvaltare — Official Receiver

— Trustee

— Selvittdjd/utredare — Judicial factor
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1347/2000 DES RATES

vom 29. Mai 2000

iiber die Zustindigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in
Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung fiir die gemeinsamen Kinder
der Ehegatten

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europdischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 61 Buchstabe ¢) und
Artikel 67 Absatz 1,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europdischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (),

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)

(")
()

C)

Die Mitgliedstaaten haben sich zum Ziel gesetzt, die
Union als einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts, in dem der freie Personenverkehr gewihrleistet ist,
zu erhalten und weiterzuentwickeln. Zum schrittweisen
Aufbau dieses Raums hat die Gemeinschaft unter ande-
rem im Bereich der justitiellen Zusammenarbeit in Zivilsa-
chen die fiir das reibungslose Funktionieren des Binnen-
markts erforderlichen Mafinahmen zu erlassen.

Fir das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts
muf$ der freie Verkehr der Entscheidungen in Zivilsachen
verbessert und beschleunigt werden.

Dieser Bereich unterliegt nunmehr der justitiellen Zusam-
menarbeit in Zivilsachen im Sinne von Artikel 65 des
Vertrags.

Die Unterschiede zwischen bestimmten einzelstaatlichen
Zustindigkeitsregeln und bestimmten Rechtsvorschriften
tiber die Vollstreckung von Entscheidungen erschweren
sowohl den freien Personenverkehr als auch das reibungs-
lose Funktionieren des Binnenmarkts. Es ist daher gerecht-
fertigt, Bestimmungen zu erlassen, um die Vorschriften
tiber die internationale Zustindigkeit in Ehesachen und
in Verfahren tiber die elterliche Verantwortung zur verein-
heitlichen und die Formalititen im Hinblick auf eine
rasche und unkomplizierte Anerkennung von Entschei-
dungen und deren Vollstreckung zu vereinfachen.

ABL C 247 vom 31.8.1999, S. 1.

Stellungnahme vom 17. November 1999 (noch nicht im
Amtsblatt veroffentlicht).

ABI. C 368 vom 20.12.1999, S. 23.

(5)

()

Nach Maflgabe des in Artikel 5 des Vertrags niedergeleg-
ten Subsidiaritits- und VerhiltnisméaRigkeitsprinzips
konnen die Ziele dieser Verordnung auf der Ebene der
Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden; sie
konnen daher besser auf Gemeinschaftsebene verwirk-
licht werden. Diese Verordnung geht nicht iiber das fir
die Erreichung dieser Ziele erforderliche Maf§ hinaus.

Der Rat hat mit Rechtsakt vom 28.Mai 1998 (4 ein
Ubereinkommen iiber die Zustindigkeit und die Anerken-
nung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesa-
chen erstellt und das Ubereinkommen den Mitgliedstaaten
zur Annahme gemdafS ihren verfassungsrechtlichen Vor-
schriften empfohlen. Die bei der Aushandlung dieses
Ubereinkommens erzielten Ergebnisse sollten gewahrt
werden; diese Verordnung iibernimmt den wesentlichen
Inhalt des Ubereinkommens. Sie enthilt jedoch einige
nicht im Ubereinkommen enthaltene neue Bestimmun-
gen, um eine Ubereinstimmung mit einigen Bestimmun-
gen der vorgeschlagenen Verordnung tiber die gerichtli-
che Zustindigkeit und die Anerkennung und Voll-
streckung von Urteilen in Zivil- und Handelssachen
sicherzustellen.

Um den freien Verkehr der Entscheidungen in Ehesachen
und in Verfahren iiber die elterliche Verantwortung
innerhalb der Gemeinschaft zu gewdhrleisten, ist es
angemessen und erforderlich, daf8 die grenziibergreifende
Anerkennung der Zustindigkeiten und der Entscheidun-
gen iiber die Auflosung einer Ehe und iiber die elterliche
Verantwortung fiir die gemeinsamen Kinder der Ehegat-
ten im Wege eines Gemeinschaftsrechtsakts erfolgt, der
verbindlich und unmittelbar anwendbar ist.

In der vorliegenden Verordnung sind kohidrente und
einheitliche MafSnahmen vorzusehen, die einen moglichst
umfassenden Personenverkehr ermdoglichen. Daher muf3
die Verordnung auch auf Staatsangehorige von Drittstaa-
ten Anwendung finden, bei denen eine hinreichend enge
Verbindung zu dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats
gemif den in der Verordnung vorgesehenen Zustindig-
keitskriterien gegeben ist.

ABL C 221 vom 16.7.1998, S. 1. Der Rat hat am Tag der
Fertigstellung des Ubereinkommens der erlduternden Bericht zu
dem Ubereinkommen von Frau Professor Alegria Borrds zur
Kenntnis genommen. Dieser erlduternde Bericht ist auf Seite 27
ff. des vorstehenden Amtsblatts enthalten.
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)

(10)

(11)

(12)

(15)

Der Anwendungsbereich dieser Verordnung sollte zivilge-
richtliche Verfahren sowie aufergerichtliche Verfahren
einschliefSen, die in einigen Mitgliedstaaten in Ehesachen
zugelassen sind, mit Ausnahme von Verfahren, die nur
innerhalb einer Religionsgemeinschaft gelten. Es muf
daher darauf hingewiesen werden, dafl die Bezeichnung
,Gericht“ alle gerichtlichen und aufergerichtlichen Behor-
den einschlieft, die fuir Ehesachen zustindig sind.

Diese Verordnung sollte nur fiir Verfahren gelten, die sich
auf die Ehescheidung, die Trennung ohne Auflosung des
Ehebandes oder die Ungiiltigerklarung einer Ehe beziehen.
Die Anerkennung einer Ehescheidung oder der Ungiil-
tigerklarung einer Ehe betrifft nur die Auflosung des
Ehebandes. Dementsprechend erstreckt sich die Anerken-
nung von Entscheidungen nicht auf Fragen wie das
Scheidungsverschulden, das Ehegiiterrecht, die Unter-
haltspflicht oder sonstige mogliche Nebenaspekte, auch
wenn sie mit dem vorgenannten Verfahren zusam-
menhingen.

Diese Verordnung betrifft die elterliche Verantwortung
fur die gemeinsamen Kinder der Ehegatten in Fragen,
die in engem Zusammenhang mit einem Antrag auf
Scheidung, Trennung ohne Auflosung des Ehebandes
oder Ungiiltigerkldrung einer Ehe stehen.

Die Zustindigkeitskriterien gehen von dem Grundsatz
aus, dafl zwischen dem Verfahrensbeteiligten und dem
Mitgliedstaat, der die Zustindigkeit wahrnimmt, eine
tatsachliche Beziehung bestehen muf. Die Auswahl dieser
Kriterien ist darauf zuriickzufiihren, dafd sie in verschiede-
nen einzelstaatlichen Rechtsordnungen bestehen und von
den anderen Mitgliedstaaten anerkannt werden.

Eine Eventualitit, die im Rahmen des Schutzes der
gemeinsamen Kinder der Ehegatten bei einer Ehekrise
beriicksichtigt werden mufs, besteht in der Gefahr, daf
das Kind von einem Elternteil in ein anderes Land
verbracht wird. Die grundlegenden Interessen der Kinder
sind daher insbesondere in Ubereinstimmung mit dem
Haager Ubereinkommen vom 25. Oktober 1980 iiber die
zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentfiih-
rung zu schiitzen. Der rechtmifige gewohnliche Aufent-
halt wird daher als Zustindigkeitskriterium auch in den
Fillen beibehalten, in denen sich der Ort des gewohnli-
chen Aufenthalts aufgrund eines widerrechtlichen Ver-

bringens oder Zuriickhaltens des Kindes faktisch gedndert
hat.

Diese Verordnung hindert die Gerichte eines Mitglied-
staats nicht daran, in dringenden Fillen einstweilige
Maflnahmen einschliefSlich Sicherungsmafinahmen in be-
zug auf Personen oder Vermdgensgegenstinde, die sich
in diesem Staat befinden, anzuordnen.

Der Begriff , Entscheidung® bezieht sich nur auf Entschei-
dungen, mit denen eine Ehescheidung, Trennung ohne
Auflosung des Ehebandes oder Ungiiltigerklirung einer
Ehe herbeigefithrt wird. Offentliche Urkunden, die im
Ursprungsmitgliedstaat aufgenommen und vollstreckbar
sind, sind solchen ,Entscheidungen” gleichgestellt.

(16)

(17)

(18)

(19)

(21)

(22)

(24)

Die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen
der Gerichte der Mitgliedstaaten beruhen auf dem Grund-
satz des gegenseitigen Vertrauens. Die Griinde fiir die
Nichtanerkennung einer Entscheidung sind auf das not-
wendige Mindestmaf$ beschrankt. Im Rahmen des Verfah-
rens sollten allerdings Bestimmungen gelten, mit denen
die Wahrung der offentlichen Ordnung des ersuchten
Staats und die Verteidigungsrechte der Parteien, ein-
schlieBlich der personlichen Rechte aller betroffenen
Kinder, gewihrleistet werden und zugleich vermieden
wird, dafl miteinander nicht zu vereinbarende Entschei-
dungen anerkannt werden.

Der ersuchte Staat darf weder die Zustindigkeit des
Ursprungsstaats noch die Entscheidung in der Sache
tiberpriifen.

Fir die Beischreibung in den Personenstandsbiichern
eines Mitgliedstaats aufgrund einer in einem anderen
Mitgliedstaat ergangenen rechtskriftigen Entscheidung
kann kein besonderes Verfahren vorgeschrieben werden.

Das Ubereinkommen von 1931 zwischen den nordischen
Staaten sollte in den Grenzen dieser Verordnung weiter
angewandt werden konnen.

Spanien, Italien und Portugal haben vor Aufnahme der in
dieser Verordnung geregelten Materien in den EG-Vertrag
Konkordate mit dem Heiligen Stuhl geschlossen. Es gilt
daher zu vermeiden, daf} diese Mitgliedstaaten gegen ihre
internationalen Verpflichtungen gegeniiber dem Heiligen
Stuhl verstofen.

Den Mitgliedstaaten mufS es freistehen, untereinander
Modalitdten zur Durchfiithrung dieser Verordnung festzu-
legen, solange keine diesbeziiglichen Mafinahmen auf
Gemeinschaftsebene getroffen wurden.

Die Anhidnge I bis III betreffend die zustidndigen Gerichte
und die Rechtsbehelfe sollten von der Kommission an-
hand der von dem betreffenden Mitgliedstaat mitgeteilten
Anderungen angepafit werden. Anderungen der Anhinge
IV und V sind gemifs dem Beschlufl 1999/468/EG des
Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalititen
fur die Ausiibung der der Kommission iibertragenen
Durchfithrungsbefugnisse () zu beschlieen.

Spitestens fiinf Jahre nach Inkrafttreten dieser Verord-
nung sollte die Kommission die Anwendung der Verord-
nung priifen und gegebenenfalls erforderliche Anderun-
gen vorschlagen.

Das Vereinigte Konigreich und Irland haben gemifs
Artikel 3 des dem Vertrag iiber die Europdische Union
und dem Vertrag zur Griindung der Europdischen Ge-
meinschaft beigefiigten Protokolls tiber die Position des
Vereinigten Konigreichs und Irlands mitgeteilt, daf8 sie
sich an der Annahme und Anwendung dieser Verordnung
beteiligen mochten.

() ABL.L184vom 17.7.1999, S. 23.



30.6.2000

Amtsblatt der Europiischen Gemeinschaften

L 160/21

(25) Didnemark wirkt gemdfl den Artikeln 1 und 2 des dem
Vertrag iiber die Européische Union und dem Vertrag zur
Griindung der Europdischen Gemeinschaft beigeftigten
Protokolls iiber die Position Danemarks an der Annahme
dieser Verordnung nicht mit. Diese Verordnung ist daher
fur diesen Staat nicht verbindlich und ihm gegeniiber
nicht anwendbar —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

ANWENDUNGSBEREICH

Artikel 1

(1)  Die vorliegende Verordnung ist anzuwenden auf

a) zivilgerichtliche Verfahren, die die Ehescheidung, die Tren-
nung ohne Auflosung des Ehebandes oder die Ungiilti-
gerkldrung einer Ehe betreffen;

b) zivilgerichtliche Verfahren, die die elterliche Verantwor-
tung fiir die gemeinsamen Kinder der Ehegatten betreffen
und aus Anlaf$ der unter Buchstabe a) genannten Verfahren
in Ehesachen betrieben werden.

(2)  Gerichtlichen Verfahren stehen andere in einem Mit-
gliedstaat amtlich anerkannte Verfahren gleich. Die Bezeich-
nung ,Gericht schliefSt alle in Ehesachen zustindigen Behor-
den der Mitgliedstaaten ein.

(3)  Indieser Verordnung bedeutet der Begriff , Mitgliedstaat*
jeden Mitgliedstaat mit Ausnahme des Konigreichs Ddnemark.

KAPITEL II

GERICHTLICHE ZUSTANDIGKEIT

Abschnitt 1

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 2

Ehescheidung, Trennung ohne Auflosung des Ehebandes
und Ungiiltigerklirung einer Ehe

(1)  Fir Entscheidungen, die die Ehescheidung, die Trennung
ohne Auflosung des Ehebandes oder die Ungiiltigerklirung
einer Ehe betreffen, sind die Gerichte des Mitgliedstaats
zustindig,

a) in dessen Hoheitsgebiet

— beide Ehegatten ihren gewohnlichen Aufenthalt haben
oder

— die Ehegatten zuletzt beide ihren gewohnlichen Aufent-
halt hatten, sofern einer von ihnen dort noch seinen
gewohnlichen Aufenthalt hat, oder

— der Antragsgegner seinen gewohnlichen Aufenthalt hat
oder

— im Falle eines gemeinsamen Antrags einer der Ehegat-
ten seinen gewohnlichen Aufenthalt hat oder

— der Antragsteller seinen gewohnlichen Aufenthalt hat,
wenn er sich dort seit mindestens einem Jahr unmittel-
bar vor der Antragstellung aufgehalten hat, oder

— der Antragsteller seinen gewohnlichen Aufenthalt hat,
wenn er sich dort seit mindestens sechs Monaten
unmittelbar vor der Antragstellung aufgehalten hat
und entweder Staatsangehoriger des betreffenden Mit-
gliedstaats ist oder, im Falle des Vereinigten Konigreichs
und Irlands, dort sein ,domicile“ hat;

b) dessen Staatsangehorigkeit beide Ehegatten besitzen, oder,
im Falle des Vereinigten Konigreichs und Irlands, in dem
sie ihr gemeinsames ,,domicile” haben.

(2)  Der Begriff ,domicile“ im Sinne dieser Verordnung
bestimmt sich nach britischem und irischem Recht.

Artikel 3

Elterliche Verantwortung

(1)  Die Gerichte des Mitgliedstaats, in dem nach Artikel 2
tiber einen Antrag auf Ehescheidung, Trennung ohne Auflo-
sung des Ehebandes oder Ungiiltigerklirung einer Ehe zu
entscheiden ist, sind zustindig fir alle Entscheidungen, die die
elterliche Verantwortung fiir ein gemeinsames Kind der beiden
Ehegatten betreffen, wenn dieses Kind seinen gewohnlichen
Aufenthalt in diesem Mitgliedstaat hat.

(2)  Hat das Kind seinen gewohnlichen Aufenthalt nicht in
dem in Absatz 1 genannten Mitgliedstaat, so sind die Gerichte
dieses Staates fuir diese Entscheidungen zustindig, wenn das
Kind seinen gewohnlichen Aufenthalt in einem der Mitglied-
staaten hat und

a) zumindest einer der Ehegatten die elterliche Verantwortung
fiir das Kind hat und

b) die Zustindigkeit der betreffenden Gerichte von den
Ehegatten anerkannt worden ist und im Einklang mit dem
Wohl des Kindes steht.

(3)  Die Zustindigkeit gemdfd den Absitzen 1 und 2 endet,

a) sobald die stattgebende oder abweisende Entscheidung
tiber den Antrag auf Ehescheidung, Trennung ohne Auflo-
sung des Ehebandes oder Ungiiltigerklirung einer Ehe
rechtskriftig geworden ist oder aber
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b) in den Fillen, in denen zu dem unter Buchstabe a) genann-
ten Zeitpunkt noch ein Verfahren betreffend die elterliche
Verantwortung anhingig ist, sobald die Entscheidung in
diesem Verfahren rechtskriftig geworden ist oder aber

¢) sobald die unter den Buchstabena) und b) genannten
Verfahren aus einem anderen Grund beendet worden sind.

Artikel 4

Kindesentfiithrung

Die nach Maflgabe von Artikel 3 zustindigen Gerichte haben
ihre Zustindigkeit im Einklang mit den Bestimmungen des
Haager Ubereinkommens vom 25. Oktober 1980 iiber die
zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentfithrung, ins-
besondere dessen Artikel 3 und 16, auszuiiben.

Artikel 5

Gegenantrag

Das Gericht, bei dem ein Antrag auf der Grundlage der
Artikel 2 bis 4 anhingig ist, ist auch fiir einen Gegenantrag
zustdndig, sofern dieser in den Anwendungsbereich dieser
Verordnung fallt.

Atrtikel 6

Umwandlung einer Trennung ohne Auflosung des Ehe-
bandes in eine Ehescheidung

Unbeschadet des Artikels 2 ist das Gericht eines Mitgliedstaats,
das eine Entscheidung iiber eine Trennung ohne Auflosung
des Ehebandes erlassen hat, auch fir die Umwandlung dieser
Entscheidung in eine Ehescheidung zustindig, sofern dies im
Recht dieses Mitgliedstaats vorgesehen ist.

Artikel 7

Ausschlie8licher Charakter der Zustindigkeiten nach den
Artikeln 2 bis 6

Gegen einen Ehegatten, der

a) seinen gewohnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaats hat oder

b) Staatsangehoriger eines Mitgliedstaats ist oder — im Falle
des Vereinigten Konigreichs und Irlands — sein ,domicile*
im Hoheitsgebiet eines dieser Mitgliedstaaten hat,

darf ein Verfahren vor den Gerichten eines anderen Mitglied-
staats nur nach Maflgabe der Artikel 2 bis 6 gefiithrt werden.

Artikel 8
Restzustindigkeiten

(1) Soweit sich aus den Artikeln 2 bis 6 keine Zustindigkeit
eines Gerichts eines Mitgliedstaats ergibt, bestimmt sich die
Zustindigkeit in jedem Mitgliedstaat nach dessen eigenem
Recht.

(2)  Jeder Staatsangehorige eines Mitgliedstaats, der seinen
gewohnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines anderen
Mitgliedstaats hat, kann die in diesem Staat geltenden Zustin-
digkeitsvorschriften wie ein Inlinder gegeniiber einem
Antragsgegner geltend machen, wenn dieser weder seinen
gewohnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats
hat noch die Staatsangehorigkeit eines Mitgliedstaats besitzt
oder — im Falle des Vereinigten Konigreichs und Irlands —
sein ,domicile im Hoheitsgebiet eines dieser Mitgliedstaaten
hat.

Abschnitt 2

Priifung der Zustindigkeit und der Zulissigkeit des
Verfahrens

Artikel 9

Priifung der Zustindigkeit

Das Gericht eines Mitgliedstaats hat sich von Amts wegen fiir
unzustindig zu erkldren, wenn es in einer Sache angerufen
wird, fir die es nach dieser Verordnung keine Zustindigkeit
hat und fir die das Gericht eines anderen Mitgliedstaats
aufgrund dieser Verordnung zustindig ist.

Artikel 10
Priifung der Zulissigkeit

(1)  Laft sich eine Person, die ihren gewdhnlichen Aufent-
halt nicht in dem Mitgliedstaat hat, in welchem das Verfahren
eingeleitet wurde, auf das Verfahren nicht ein, so hat das
zustandige Gericht das Verfahren so lange auszusetzen, bis
festgestellt ist, dal es dem Antragsgegner maoglich war, das
verfahrenseinleitende Schriftstiick oder ein gleichwertiges
Schriftstiick so rechtzeitig zu empfangen, daf er sich verteidi-
gen konnte, oder daf alle hierzu erforderlichen Maflnahmen
getroffen worden sind.

(2)  An die Stelle von Absatz 1 tritt Artikel 19 der Verord-
nung (EG) Nr. 1348/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 iiber
die Zustellung gerichtlicher und aufergerichtlicher Schrift-
stiicke in Zivil- oder Handelssachen in den Mitgliedstaaten (1),
wenn das verfahrenseinleitende Schriftstiick oder ein gleich-
wertiges Schriftstiick nach MafSgabe jener Verordnung von
einem Mitgliedstaat in einen anderen zu tibermitteln war.

(1) Siehe Seite 37 dieses Amtsblatts.
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(3) Sind die Bestimmungen der Verordnung (EG)
Nr. 1348/2000 nicht anwendbar, so gilt Artikel 15 des Haager
Ubereinkommens vom 15. November 1965 iiber die Zustel-
lung gerichtlicher und aufergerichtlicher Schriftstiicke im
Ausland in Zivil- und Handelssachen, wenn das verfahrensein-
leitende Schriftstiick oder ein gleichwertiges Schriftstiick nach
Mafdgabe des genannten Ubereinkommens ins Ausland zu
ibermitteln war.

Abschnitt 3

Rechtshingigkeit und abhingige Verfahren

Artikel 11

(1)  Werden bei Gerichten verschiedener Mitgliedstaaten
Antrige wegen desselben Anspruchs zwischen denselben
Parteien gestellt, so setzt das spiter angerufene Gericht das
Verfahren von Amts wegen aus, bis die Zustdndigkeit des
zuerst angerufenen Gerichts geklart ist.

(2)  Werden bei Gerichten verschiedener Mitgliedstaaten
Antrige auf Ehescheidung, Trennung ohne Auflosung des
Ehebandes oder Ungiiltigerklirung einer Ehe, die nicht densel-
ben Anspruch betreffen, zwischen denselben Parteien gestellt,
so setzt das spiter angerufene Gericht das Verfahren von Amts
wegen aus, bis die Zustindigkeit des zuerst angerufenen
Gerichts geklart ist.

(3)  Sobald die Zustindigkeit des zuerst angerufenen Ge-
richts feststeht, erkldrt sich das spiter angerufene Gericht
zugunsten dieses Gerichts fiir unzustindig.

In diesem Fall kann der Antragsteller, der den Antrag bei dem
spater angerufenen Gericht gestellt hat, diesen Antrag dem
zuerst angerufenen Gericht vorlegen.

(4)  Fir die Zwecke dieses Artikels gilt ein Gericht als
angerufen

a) zu dem Zeitpunkt, zu dem das verfahrenseinleitende
Schriftstiick oder ein gleichwertiges Schriftstiick bei Ge-
richt eingereicht worden ist, vorausgesetzt, dafl der Antrag-
steller es in der Folge nicht versiumt hat, die ihm
obliegenden Maflnahmen zu treffen, um die Zustellung des
Schriftstiicks an den Antragsgegner zu bewirken, oder

b) falls die Zustellung an den Antragsgegner vor Einreichung
des Schriftstiicks bei Gericht zu bewirken ist, zu dem
Zeitpunkt, zu dem die fur die Zustellung verantwortliche
Stelle das Schriftstiick erhalten hat, vorausgesetzt, dafl der
Antragsteller es in der Folge nicht versdumt hat, die ihm
obliegenden Mafinahmen zu treffen, um das Schriftstiick
bei Gericht einzureichen.

Abschnitt 4

Einstweilige MafSnahmen einschliefllich Sicherungsmaf3-
nahmen

Artikel 12

In dringenden Fillen konnen die Gerichte eines Mitgliedstaats
ungeachtet der Bestimmungen dieser Verordnung die nach
dem Recht dieses Mitgliedstaats vorgesehenen einstweiligen
Mafinahmen einschlieSlich Sicherungsmaflnahmen in bezug
auf in diesem Staat befindliche Personen oder Giiter auch dann
ergreifen, wenn fiir die Entscheidung in der Hauptsache gemafd
dieser Verordnung ein Gericht eines anderen Mitgliedstaats
zustindig ist.

KAPITEL III

ANERKENNUNG UND VOLLSTRECKUNG

Artikel 13
Bedeutung des Begriffs , Entscheidung*

(1)  Unter ,Entscheidung” im Sinne dieser Verordnung ist
jede von einem Gericht eines Mitgliedstaats erlassene Entschei-
dung tiber die Ehescheidung, die Trennung ohne Auflosung
des Ehebandes oder die Ungiiltigerkldrung einer Ehe sowie jede
aus Anlaf eines solchen Verfahrens in Ehesachen ergangene
Entscheidung tiber die elterliche Verantwortung der Ehegatten
zu verstehen, ohne Riicksicht auf die Bezeichnung der jeweili-
gen Entscheidung, wie Urteil oder Beschlufs.

(2) Die Bestimmungen dieses Kapitels gelten auch fir
die Festsetzung der Kosten fiir die nach dieser Verordnung
eingeleiteten Verfahren und die Vollstreckung eines Kostenfest-
setzungsbeschlusses.

(3)  Fiir die Durchfithrung dieser Verordnung werden offent-
liche Urkunden, die in einem Mitgliedstaat aufgenommen und
vollstreckbar sind, sowie vor einem Richter im Laufe eines
Verfahrens geschlossene Vergleiche, die in dem Mitgliedstaat,
in den sie zustande gekommen sind, vollstreckbar sind,
unter denselben Bedingungen wie die in Absatz 1 genannten
Entscheidungen anerkannt und fiir vollstreckbar erklart.

Abschnitt 1
Anerkennung
Artikel 14
Anerkennung einer Entscheidung

(1)  Die in einem Mitgliedstaat ergangenen Entscheidungen
werden in den anderen Mitgliedstaaten anerkannt, ohne daf$ es
hierfiir eines besonderen Verfahrens bedarf.
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(2)  Insbesondere bedarf es unbeschadet des Absatzes 3
keines besonderen Verfahrens fiir die Beischreibung in den
Personenstandsbiichern eines Mitgliedstaats auf der Grundlage
einer in einem anderen Mitgliedstaat ergangenen Entscheidung
tiber Ehescheidung, Trennung ohne Auflosung des Ehebandes
oder Ungiiltigerklarung einer Ehe, gegen die nach dessen Recht
keine weiteren Rechtsbehelfe eingelegt werden konnen.

(3)  Jede Partei, die ein Interesse hat, kann im Rahmen der
Verfahren nach den Abschnitten 2 und 3 dieses Kapitels die
Feststellung beantragen, daf eine Entscheidung anzuerkennen
oder nicht anzuerkennen ist.

(4) Ist in einem Rechtsstreit vor einem Gericht eines
Mitgliedstaats die Frage der Anerkennung einer Entscheidung

als Vorfrage zu kliren, so kann dieses Gericht hieriiber
befinden.

Artikel 15
Griinde fiir die Nichtanerkennung einer Entscheidung

(1)  Eine Entscheidung, die die Ehescheidung, die Trennung
ohne Auflosung des Ehebandes oder die Ungiiltigerklarung
einer Ehe betrifft, wird nicht anerkannt,

a) wenn die Anerkennung der offentlichen Ordnung (ordre
public) des Mitgliedstaats, in dem sie beantragt wird,
offensichtlich widerspricht;

b) wenn dem Antragsgegner, der sich auf das Verfahren nicht
eingelassen hat, das verfahrenseinleitende Schriftstiick oder
ein gleichwertiges Schriftstiick nicht so rechtzeitig und in
einer Weise zugestellt worden ist, daf§ er sich verteidigen
konnte, es sei denn, es wird festgestellt, daf$ er mit der
Entscheidung eindeutig einverstanden ist;

¢) wenn die Entscheidung mit einer Entscheidung unverein-
bar ist, die in einem Verfahren zwischen denselben Parteien
in dem Mitgliedstaat, in dem die Anerkennung beantragt
wird, ergangen ist; oder

d) wenn die Entscheidung mit einer fritheren Entscheidung
unvereinbar ist, die in einem anderen Mitgliedstaat oder in
einem Drittland zwischen denselben Parteien ergangen
ist, sofern die frithere Entscheidung die notwendigen
Voraussetzungen fiir ihre Anerkennung in dem Mitglied-
staat erfiillt, in dem die Anerkennung beantragt wird

(2)  Eine Entscheidung betreffend die elterliche Verantwor-
tung, die aus Anlafl der in Artikel 13 genannten Verfahren in
Ehesachen ergangen ist, wird nicht anerkannt,

a) wenn die Anerkennung der offentlichen Ordnung (ordre
public) des Mitgliedstaats, in dem sie beantragt wird,
offensichtlich widerspricht, offensichtlich widerspricht,
wobei das Wohl des Kindes zu beriicksichtigen ist;

b) wenn die Entscheidung — ausgenommen in dringenden
Fillen — ergangen ist, ohne daf$ das Kind die Moglichkeit
hatte, gehort zu werden, und damit wesentliche verfahrens-
rechtliche Grundsitze des Mitgliedstaats, in dem die Aner-
kennung beantragt wird, verletzt werden;

¢) wenn der betreffenden Person, die sich auf das Verfahren
nicht eingelassen hat, das verfahrenseinleitende Schrift-
stiick oder ein gleichwertiges Schriftstiick nicht so rechtzei-
tig und in einer Weise zugestellt worden ist, daf sie sich
verteidigen konnte, es sei denn, es wird festgestellt, dafl sie
mit der Entscheidung eindeutig einverstanden ist;

d) wenn eine Person dies mit der Begriindung beantragt, daf§
die Entscheidung in ihre elterliche Verantwortung eingreift,
falls die Entscheidung ergangen ist, ohne daf8 die Person
die Moglichkeit hatte, gehort zu werden;

e) wenn die Entscheidung mit einer spiteren Entscheidung
betreffend die elterliche Verantwortung unvereinbar ist, die
in dem Mitgliedstaat, in dem die Anerkennung beantragt
wird, ergangen ist; oder

f) wenn die Entscheidung mit einer spiteren Entscheidung
betreffend die elterliche Verantwortung unvereinbar ist, die
in einem anderen Mitgliedstaat oder in dem Drittland, in
dem das Kind seinen gewohnlichen Aufenthalt hat, ergan-
gen ist, sofern die spitere Entscheidung die notwendigen
Voraussetzungen fiir ihre Anerkennung in dem Mitglied-
staat erfiillt, in dem die Anerkennung beantragt wird.

Artikel 16

Ubereinkiinfte mit Drittstaaten

Ein Gericht eines Mitgliedstaats hat die Moglichkeit, auf der
Grundlage einer Ubereinkunft iiber die Anerkennung und
Vollstreckung von Entscheidungen eine in einem anderen
Mitgliedstaat ergangene Entscheidung nicht anzuerkennen,
wenn in Fillen des Artikels 8 die Entscheidung nur auf in
den Artikeln 2 bis 7 nicht genannte Zustindigkeitskriterien
gestiitzt werden konnte.

Artikel 17

Verbot der Nachpriifung der Zustindigkeit des Gerichts
des Ursprungsmitgliedstaats

Die Zustindigkeit des Gerichts des Ursprungsmitgliedstaats
darf nicht nachgepriift werden. Die Uberpriifung der Verein-
barkeit mit der o6ffentlichen Ordnung (ordre public) gemifs
Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe a) und Absatz 2 Buchstabe a)
darf sich nicht auf die in den Artikeln 2 bis 8 vorgesehenen
Vorschriften tiber die Zustindigkeit erstrecken.

Artikel 18

Unterschiede beim anzuwendenden Recht

Die Anerkennung einer Entscheidung, die die Ehescheidung,
die Trennung ohne Auflosung des Ehebandes oder die Ungiil-
tigerkldrung einer Ehe betrifft, darf nicht deshalb abgelehnt
werden, weil eine Ehescheidung, Trennung ohne Auflosung
des Ehebandes oder Ungiiltigerkldrung einer Ehe nach dem
Recht des Mitgliedstaats, in dem die Anerkennung beantragt
wird, unter Zugrundelegung desselben Sachverhalts nicht
zulissig wire.
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Artikel 19

Ausschlufl einer Nachpriifung in der Sache

Die Entscheidung darf keinesfalls in der Sache selbst nach-
gepriift werden.

Artikel 20
Aussetzung des Anerkennungsverfahrens

(1)  Das Gericht eines Mitgliedstaats, vor dem die Anerken-
nung einer in einem anderen Mitgliedstaat ergangenen Ent-
scheidung beantragt wird, kann das Verfahren aussetzen, wenn
gegen die Entscheidung ein ordentlicher Rechtsbehelf eingelegt
worden ist.

(2)  Das Gericht eines Mitgliedstaats, bei dem die Anerken-
nung einer in Irland oder im Vereinigten Konigreich ergange-
nen Entscheidung beantragt wird, kann das Verfahren ausset-
zen, wenn die Vollstreckung der Entscheidung im Ursprungs-
mitgliedstaat wegen der Einlegung eines Rechtsbehelfs einst-
weilen eingestellt ist.

Abschnitt 2

Vollstreckung

Artikel 21
Vollstreckbare Entscheidungen

(1)  Die in einem Mitgliedstaat ergangenen Entscheidungen
betreffend die elterliche Verantwortung fiir ein gemeinsames
Kind, die in diesem Mitgliedstaat vollstreckbar sind und die
zugestellt worden sind, werden in einem anderen Mitgliedstaat
vollstreckt, wenn sie dort auf Antrag einer berechtigten Partei
fur vollstreckbar erklart worden sind.

(2)  Im Vereinigten Konigreich jedoch wird eine derartige
Entscheidung in England und Wales, in Schottland oder in
Nordirland vollstreckt, wenn sie auf Antrag einer berechtigten
Partei zur Vollstreckung in dem betreffenden Teil des Vereinig-
ten Konigreichs registriert worden ist.

Artikel 22
Ortlich zustindige Gerichte

(1) Ein Antrag auf Vollstreckbarerklirung ist bei dem
Gericht zu stellen, das in der Liste in Anhang I aufgefiihrt ist.

(2)  Das ortlich zustindige Gericht wird durch den gewohn-
lichen Aufenthalt der Person, gegen die die Vollstreckung
erwirkt werden soll, oder durch den gewohnlichen Aufenthalt
eines Kindes, auf das sich der Antrag bezieht, bestimmt.

Befindet sich keiner der in Unterabsatz 1 angegebenen Orte in
dem Mitgliedstaat, in dem die Vollstreckung erwirkt werden
soll, so wird das ortlich zustindige Gericht durch den Ort der
Vollstreckung bestimmt.

(3)  Hinsichtlich der Verfahren nach Artikel 14 Absatz 3
wird das ortlich zustidndige Gericht durch das innerstaatliche
Recht des Mitgliedstaats bestimmt, in dem der Antrag auf
Anerkennung oder Nichtanerkennung gestellt wird.

Artikel 23

Stellung des Antrags auf Vollstreckbarerklirung

(1)  Fir die Stellung des Antrags ist das Recht des Mitglied-
staats mafigebend, in dem die Vollstreckung erwirkt werden
soll.

(2)  Der Antragsteller hat fur die Zustellung im Bezirk des
angerufenen Gerichts ein Wahldomizil zu begriinden. Ist
das Wahldomizil im Recht des Mitgliedstaats, in dem die
Vollstreckung erwirkt werden soll, nicht vorgesehen, so hat der
Antragsteller einen Zustellungsbevollmichtigten zu benennen.

(3) Dem Antrag sind die in den Artikeln 32 und 33
aufgefiihrten Urkunden beizufiigen.

Artikel 24

Entscheidung des Gerichts

(1) Das mit dem Antrag befalte Gericht erlifft seine
Entscheidung ohne Verzug, ohne daf§ die Person, gegen die die
Vollstreckung erwirkt werden soll, in diesem Abschnitt des
Verfahrens Gelegenheit erhilt, eine Erkldrung abzugeben.

(2)  Der Antrag darf nur aus einem der in den Artikeln 15,
16 und 17 aufgefiihrten Griinde abgelehnt werden.

(3)  Die auslindische Entscheidung darf keinesfalls in der
Sache selbst nachgepriift werden.

Artikel 25

Mitteilung der Entscheidung

Die Entscheidung, die iiber den Antrag ergangen ist, wird
dem Antragsteller vom Urkundsbeamten der Geschiftsstelle
unverziiglich in der Form mitgeteilt, die das Recht des Mitglied-
staats, in dem die Vollstreckung erwirkt werden soll, vorsicht.
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Artikel 26

Rechtsbehelf gegen eine Entscheidung iiber die Zulassung
der Vollstreckung

(I)  Gegen die Entscheidung iiber den Antrag auf Vollstreck-
barerklirung kann jede Partei einen Rechtsbehelf einlegen.

(2)  Der Rechtsbehelf wird bei dem Gericht eingelegt, das in
der Liste in Anhang I aufgefiihrt ist.

(3)  Uber den Rechtsbehelf wird nach den Vorschriften
entschieden, die fiir Verfahren mit beiderseitigem rechtlichen
Gehor mafgebend sind.

(4)  Wird der Rechtsbehelf von der Person eingelegt, die den
Antrag auf Vollstreckbarerklirung gestellt hat, so wird die
Partei, gegen die die Vollstreckung erwirkt werden soll, aufge-
fordert, sich auf das Verfahren einzulassen, das bei dem mit
dem Rechtsbehelf befafften Gericht anhangig ist. Laft sich die
betreffende Person auf das Verfahren nicht ein, so gelten die
Bestimmungen des Artikels 10.

(5)  Der Rechtsbehelf gegen die Vollstreckbarerkldrung ist
innerhalb eines Monats nach ihrer Zustellung einzulegen. Hat
die Partei, gegen die die Vollstreckung erwirkt werden soll,
ihren gewohnlichen Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat
als dem, in dem die Vollstreckbarerklarung erteilt worden ist,
so betrdgt die Frist fir den Rechtsbehelf zwei Monate und
beginnt mit dem Tag, an dem die Vollstreckbarerkldrung ihr
entweder personlich oder in ihrer Wohnung zugestellt worden
ist. Eine Verlingerung dieser Frist wegen weiter Entfernung ist
ausgeschlossen.

Artikel 27

Fiir den Rechtsbehelf zustindiges Gericht und Anfech-
tung der Entscheidung iiber den Rechtsbehelf

Die Entscheidung, die iiber den Rechtsbehelf ergangen ist,
kann nur im Wege der in Anhang IIl genannten Verfahren
angefochten werden.

Artikel 28
Aussetzung des Verfahrens

(1)  Das nach Artikel 26 oder Artikel 27 mit dem Rechtsbe-
helf befafSte Gericht kann auf Antrag der Partei, gegen die die
Vollstreckung erwirkt werden soll, das Verfahren aussetzen,
wenn im Ursprungsmitgliedstaat ein ordentlicher Rechtsbehelf
eingelegt oder die Frist fiir einen solchen Rechtsbehelf noch
nicht verstrichen ist. In letzterem Fall kann das Gericht eine
Frist bestimmen, innerhalb deren der Rechtsbehelf einzulegen
ist.

(2)  Ist die Entscheidung in Irland oder im Vereinigten
Konigreich ergangen, so gilt jeder im Ursprungsmitgliedstaat
statthafte Rechtsbehelf als ordentlicher Rechtsbehelf im Sinne
von Absatz 1.

Artikel 29

Teilvollstreckung

(1) Ist durch die Entscheidung iiber mehrere geltend ge-
machte Anspriiche erkannt worden und kann die Entscheidung
nicht in vollem Umfang zur Vollstreckung zugelassen werden,
so lafdt das Gericht sie fiir einen oder mehrere Anspriiche zu.

(2)  Der Antragsteller kann auch eine teilweise Vollstreckung
der Entscheidung beantragen.

Artikel 30

Prozeflkostenhilfe

Ist dem Antragsteller in dem Ursprungsmitgliedstaat ganz
oder teilweise Prozeffkostenhilfe oder Kostenbefreiung gewahrt
worden, so geniefSt er in dem Verfahren nach den Artikeln 22
bis 25 hinsichtlich der Prozefkostenhilfe oder der Kosten-
befreiung die giinstigste Behandlung, die das Recht des Mit-
gliedstaats, in dem er die Vollstreckung beantragt, vorsicht.

Artikel 31

Sicherheitsleistung oder Hinterlegung

Der Partei, die in einem Mitgliedstaat die Vollstreckung einer
in einem anderen Mitgliedstaat ergangenen Entscheidung bean-
tragt, darf eine Sicherheitsleistung oder Hinterlegung, unter
welcher Bezeichnung es auch sei, nicht aus einem der folgen-
den Griinde auferlegt werden:

a) weil sie in dem Mitgliedstaat, in dem die Vollstreckung
erwirkt werden soll, nicht ihren gewohnlichen Aufenthalt
hat,

b) weil sie nicht die Staatsangehorigkeit dieses Staates besitzt
oder, wenn die Vollstreckung im Vereinigten Konigreich
oder in Irland erwirkt werden soll, ihr ,domicile* nicht in
einem dieser Mitgliedstaaten hat.



30.6.2000

Amtsblatt der Europiischen Gemeinschaften

L 16027

Abschnitt 3

Gemeinsame Vorschriften

Artikel 32
Urkunden

(1)  Die Partei, die die Anerkennung oder Nichtanerkennung
einer Entscheidung anstrebt oder den Antrag auf Vollstreckbar-
erklirung stellt, hat vorzulegen:

a) eine Ausfertigung der Entscheidung, die die fur ihre
Beweiskraft erforderlichen Voraussetzungen erfiillt, und

b) eine Bescheinigung nach Artikel 33.

(2)  Bei einer im Versiumnisverfahren ergangenen Entschei-
dung hat die Partei, die die Anerkennung einer Entscheidung
anstrebt oder deren Vollstreckbarerklirung, ferner vorzulegen

a) entweder die Urschrift oder eine beglaubigte Abschrift der
Urkunde, aus der sich ergibt, daf§ das verfahrenseinleitende
Schriftstiick oder ein gleichwertiges Schriftstiick der sdumi-
gen Partei zugestellt worden ist, oder

b) eine Urkunde, aus der hervorgeht, dafl der Antragsgegner
mit der Entscheidung eindeutig einverstanden ist.

Artikel 33

Weitere Urkunden

Das zustindige Gericht oder die zustindige Behorde eines
Mitgliedstaats, in dem eine Entscheidung ergangen ist, stellt
auf Antrag einer berechtigten Partei eine Bescheinigung unter
Verwendung des Formblatts in Anhang IV (Entscheidungen in
Ehesachen) oder Anhang V (Entscheidungen betreffend die
elterliche Verantwortung) aus.

Artikel 34
Fehlen von Urkunden

(1)  Werden die in Artikel 32 Absatz 1 Buchstabe b) oder
Absatz 2 aufgefiihrten Urkunden nicht vorgelegt, so kann das
Gericht eine Frist einrdumen, innerhalb deren die Urkunden
vorzulegen sind, oder sich mit gleichwertigen Urkunden
begniigen oder von der Vorlage der Urkunden befreien, wenn
es eine weitere Klarung nicht fir erforderlich halt.

(2)  Auf Verlangen des Gerichts ist eine Ubersetzung dieser
Urkunden vorzulegen. Die Ubersetzung ist von einer hierzu in
einem der Mitgliedstaaten befugten Personen zu beglaubigen.

Artikel 35

Legalisation oder dhnliche Formlichkeit

Die in den Artikeln 32 und 33 und in Artikel 34 Absatz 2
aufgefithrten Urkunden sowie die Urkunde iiber die Prozef-
vollmacht, falls eine solche erteilt wird, bediirfen weder der
Legalisation noch einer dhnlichen Férmlichkeit.

KAPITEL IV

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 36
Verhiltnis zu anderen Ubereinkiinften

(1)  Diese Verordnung ersetzt — unbeschadet der Artikel 38
und 42 und des nachstehenden Absatzes 2 — die zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bestehenden,
zwischen zwei oder mehr Mitgliedstaaten geschlossenen Uber-
einkiinfte, die in dieser Verordnung geregelte Bereiche betref-
fen.

2) a) Finnland und Schweden steht es frei zu erkldren,
daf8 anstelle dieser Verordnung das Ubereinkom-
men vom 6. Februar 1931 zwischen Dinemark,
Finnland, Island, Norwegen und Schweden mit
Bestimmungen des internationalen Verfahrens-
rechts iiber Ehe, Adoption und Vormundschaft
einschlieflich des Schlufprotokolls ganz oder teil-
weise auf ihre gegenseitigen Beziehungen anwend-
bar ist. Diese Erklarungen werden in den Anhang
zu der Verordnung aufgenommen und im Amtsblatt
der Europdischen Gemeinschaften veroffentlicht. Die
betreffenden Mitgliedstaaten konnen ihre Erklirung
jederzeit ganz oder teilweise widerrufen (1).

b) Eine Diskriminierung von Biirgern der Union aus
Griinden der Staatsangehorigkeit ist verboten.

¢) Die Zustindigkeitskriterien in kiinftigen Uberein-
kiinften zwischen den unter Buchstabe a) genann-
ten Mitgliedstaaten, die in dieser Verordnung gere-
gelte Bereiche betreffen, miissen mit den Kriterien
dieser Verordnung im Einklang stehen.

d) Entscheidungen, die in einem der nordischen Staa-
ten, der eine Erklirung nach Buchstabe a) abgege-
ben hat, aufgrund eines Zustindigkeitskriteriums
erlassen werden, das einem der in Kapitel I vorge-
sehenen Zustdndigkeitskriterien entspricht, werden
in den anderen Mitgliedstaaten gemif den Bestim-
mungen des Kapitels Il anerkannt und vollstreckt.

(") Diese Erklirung wurde von keinem dieser Mitgliedstaaten zum
Zeitpunkt der Annahme der Verordnung abgegeben.
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(3)  Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission

a) eine Abschrift der Ubereinkiinfte sowie der einheitlichen
Gesetze zur Durchfithrung dieser Ubereinkiinfte gemifd
Absatz 2 Buchstaben a) und c),

b) jede Kiindigung oder Anderung dieser Ubereinkiinfte oder
dieser einheitlichen Gesetze.

Artikel 37

Verhiltnis zu bestimmten multilateralen Ubereinkommen

Diese Verordnung hat in den Beziehungen zwischen den
Mitgliedstaaten insoweit Vorrang vor den nachstehenden Uber-
einkommen, als diese Bereiche betreffen, die in dieser Verord-
nung geregelt sind:

— Haager Ubereinkommen vom 5. Oktober 1961 iiber die
Zustandigkeit der Behorden und das anzuwendende Recht
auf dem Gebiet des Schutzes von Minderjdhrigen,

— Luxemburger Ubereinkommen vom 8. September 1967
tiber die Anerkennung von Entscheidungen in Ehesachen,

— Haager Ubereinkommen vom 1. Juni 1970 iiber die Aner-
kennung von Ehescheidungen und der Trennung von Tisch
und Bett,

— Europdisches Ubereinkommen vom 20. Mai 1980 iiber die
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen iiber
das Sorgerecht fiir Kinder und die Wiederherstellung des
Sorgeverhiltnisses,

— Haager Ubereinkommen vom 19. Oktober 1996 iiber die
Zustdndigkeit, das anzuwendende Recht, die Anerkennung,
Vollstreckung und Zusammenarbeit auf dem Gebiet der
elterlichen Verantwortung und der Mafnahmen zum
Schutz von Kindern, sofern das Kind seinen gewohnlichen
Aufenthalt in einem Mitgliedstaat hat.

Artikel 38
Fortbestand der Wirksamkeit

(1) Die in Artikel 36 Absatz 1 und Artikel 37 genannten
Ubereinkiinfte behalten ihre Wirksamkeit fiir die Rechtsgebie-
te, auf die diese Verordnung nicht anwendbar ist.

(2)  Sie bleiben auch weiterhin fiir die Entscheidungen und
die offentlichen Urkunden wirksam, die vor Inkrafttreten dieser
Verordnung ergangen beziehungsweise aufgenommen sind.

Artikel 39
Ubereinkiinfte zwischen den Mitgliedstaaten

(1) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten konnen untereinander
Ubereinkiinfte zur Erginzung dieser Verordnung oder zur
Erleichterung ihrer Durchfithrung schliefen.

Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission
a) eine Abschrift der Entwiirfe dieser Ubereinkiinfte sowie

b) jede Kiindigung oder Anderung dieser Ubereinkiinfte.

(2)  Die Ubereinkiinfte diirfen keinesfalls von Kapitel Il und
Kapitel III dieser Verordnung abweichen.

Artikel 40
Vertrige mit dem Heiligen Stuhl

(1)  Diese Verordnung gilt unbeschadet des am 7. Mai 1940
in der Vatikanstadt zwischen dem Heiligen Stuhl und Portugal
unterzeichneten Internationalen Vertrags (Konkordats).

(2)  Eine Entscheidung tiber die Ungiiltigkeit der Ehe gemaf
dem in Absatz 1 genannten Vertrag wird in den Mitgliedstaaten
unter den in Kapitel IIl vorgesehenen Bedingungen anerkannt.

(3) Die Absitze 1 und 2 gelten auch fur die folgenden
internationalen Vertrige (Konkordate) mit dem Heiligen Stuhl:

a) Lateranvertrag vom 11. Februar 1929 zwischen Italien und
dem Heiligen Stuhl, geindert durch die am 18. Februar
1984 in Rom unterzeichnete Vereinbarung mit Zusatzpro-

tokoll;

b) Vereinbarung vom 3. Januar 1979 iiber Rechtsangelegen-
heiten zwischen dem Heiligen Stuhl und Spanien.

(4)  Fir die Anerkennung der Entscheidungen im Sinne
des Absatzes 2 konnen in Italien oder in Spanien dieselben
Verfahren und Nachpriifungen vorgegeben werden, die auch
fur Entscheidungen der Kirchengerichte gemafs den in Absatz 3
genannten internationalen Vertrigen mit dem Heiligem Stuhl
gelten.

(5)  Die Mitgliedstaaten tibermitteln der Kommission

a) eine Abschrift der in den Absitzen 1 und 3 genannten
Vertrdge sowie

b) jede Kiindigung oder Anderung dieser Vertrige.

Artikel 41

Mitgliedstaaten mit zwei oder mehr Rechtssystemen

Fiir einen Mitgliedstaat, in dem die in dieser Verordnung
behandelten Fragen in verschiedenen Gebietseinheiten durch
zwei oder mehr Rechtssysteme oder Regelwerke geregelt
werden, gilt folgendes:

a) Jede Bezugnahme auf den gewdhnlichen Aufenthalt in
diesem Mitgliedstaat betrifft den gewohnlichen Aufenthalt
in einer Gebietseinheit;
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b) jede Bezugnahme auf die Staatsangehorigkeit oder, im Falle
des Vereinigten Konigreichs, auf das ,domicile” betrifft die
durch die Rechtsvorschriften dieses Staats bezeichnete
Gebietseinheit;

¢) jede Bezugnahme auf den Mitgliedstaat, dessen Behorde
mit einem Antrag auf Ehescheidung, Trennung ohne
Auflosung des Ehebandes oder Ungiiltigerklirung einer
Ehe befafdt ist, betrifft die Gebietseinheit, deren Behorde
mit einem solchen Antrag befafst ist;

d) jede Bezugnahme auf die Vorschriften des ersuchten
Mitgliedstaats betrifft die Vorschriften der Gebietseinhetit,
in der die Zustindigkeit geltend gemacht oder die Anerken-
nung oder die Vollstreckung beantragt wird.

KAPITEL V

UBERGANGSVORSCHRIFTEN

Artikel 42

(1)  Diese Verordnung gilt nur fur gerichtliche Verfahren,
offentliche Urkunden und vor einem Richter im Laufe eines
Verfahrens geschlossene Vergleiche, die nach Inkrafttreten
dieser Verordnung eingeleitet, aufgenommen beziehungsweise
geschlossen worden sind.

(2)  Entscheidungen, die nach Inkrafttreten dieser Verord-
nung in einem vor diesem Inkrafttreten eingeleiteten Verfahren
ergangen sind, werden nach Maflgabe des Kapitels IIl aner-
kannt und vollstreckt, sofern das Gericht aufgrund von
Vorschriften zustindig war, die mit den Zustdndigkeits-
vorschriften des Kapitels IT oder eines Abkommens tiberein-
stimmen, das zum Zeitpunkt der Einleitung des Verfahrens
zwischen dem Ursprungsmitgliedstaat und dem ersuchten
Mitgliedstaat in Kraft war.

KAPITEL VI

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 43
Uberpriifung

Die Kommission legt dem Europdischen Parlament, dem Rat
und dem Wirtschafts- und Sozialausschufy spitestens am
1.Midrz 2006 einen Bericht iiber die Anwendung dieser
Verordnung, insbesondere der Artikel 36 und 39 und des
Artikels 40 Absatz 2, vor. Diesem Bericht werden gegebenen-
falls Vorschldge zur Anpassung dieser Verordnung beigeftigt.

Artikel 44

Anderung der Listen mit den zustindigen Gerichten und
den Rechtsbehelfen

(1)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die Texte zur
Anderung der in den Anhingen I bis Il enthaltenen Listen mit
den zustindigen Gerichten und den Rechtsbehelfen mit. Die
Kommission paf3t die betreffenden Anhinge entsprechend an.

(2)  Die Aktualisierung oder technische Anpassungen der in
den Anhingen IV und V wiedergegebenen Formblitter werden

nach dem Verfahren des beratenden Ausschusses gemifs
Artikel 45 Absatz 2 beschlossen.

Artikel 45
(1)  Die Kommission wird von einem Ausschuf unterstiitzt.
(2)  Wird auf das Verfahren dieses Absatzes Bezug genom-
men, so gelten die Artikel 3 und 7 des Beschlusses

1999/468/EG.

(3)  Der Ausschuf gibt sich eine Geschiftsordnung.

Artikel 46

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Marz 2001 in Kraft.

Im Einklang mit dem Vertrag zur Griindung der Europiischen Gemeinschaft ist diese
Verordnung in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu Briissel am 29. Mai 2000.

Im Namen des Rates
Der Priisident

A. COSTA
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ANHANG I

Antrige gemdfs Artikel 22 sind bei folgenden Gerichten oder zustindigen Behorden zu stellen:

— in Belgien beim ,tribunal de premiére instance“/bei der ,rechtbank van eerste aanleg“/beim ,erstinstanzlichen
Gericht*

— in Deutschland:
— im Bezirk des Kammergerichts: beim ,Familiengericht Pankow/Weilensee*

— in den Bezirken der iibrigen Oberlandesgerichte: beim ,Familiengericht am Sitz des betreffenden Oberlandes-
gerichts*

— in Griechenland beim ,Movopehés patodikeio”
— in Spanien beim ,Juzgado de Primera Instancia“
— in Frankreich beim Prisidenten des , Tribunal de grande instance®
— in Irland beim ,High Court*
— in Italien bei der ,Corte d’appello®
— in Luxemburg beim Prisidenten des ,Tribunal d’arrondissement*
— in den Niederlanden beim Prisidenten der , Arrondissementsrechtbank®
— in Osterreich beim ,Bezirksgericht*
— in Portugal beim , Tribunal de Comarca“ oder , Tribunal de Familia“
— in Finnland beim ,kardjioikeus”/, tingsratt*
— in Schweden beim ,Svea hovritt
— im Vereinigten Konigreich:

a) in England und Wales beim ,High Court of Justice*

b) in Schottland beim ,Court of Session*

¢) in Nordirland beim ,High Court of Justice*

d) in Gibraltar beim ,Supreme Court®.
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ANHANG II

Der Rechtsbehelf gemifs Artikel 26 ist bei folgenden Gerichten einzulegen:
— in Belgien:

a) Die Person, die den Antrag auf Vollstreckbarerklarung gestelt hat, kann einen Rechtsbehelf beim ,cour
d’appel” oder beim ,hof van beroep* einlegen.

b) Die Person, gegen die die Vollstreckung erwirkt werden soll, kann beim ,tribunal de premiére instance®/bei
der ,rechtbank van eerste aanleg“/beim ,erstinstanzlichen Gericht Einspruch einlegen.

— in Deutschland beim ,Oberlandesgericht*
— in Griechenland beim ,Eqeteio”

— in Spanien bei der ,Audiencia Provincial“
— in Frankreich bei der ,,Cour dappel”

— in Irland beim ,High Court*

— in Italien bei der ,Corte d’appello®

— in Luxemburg bei der ,Cour d’appel”

— in den Niederlanden:

a) Wird der Rechtsbehelf vom Antragsteller oder vom Antragsgegner, der sich auf das Verfahren eingelassen
hat, eigelegt: beim ,Gerechtshof*.

b) Wird der Rechtsbehelf vom Antragsgegner, gegen den ein Versiumnisurteil ergangen ist, eingelegt: bei der
JArrondissementsrechtbank®.

— in Osterreich beim ,Bezirksgericht*

— in Portugal beim , Tribunal de Relagio*

— in Finnland beim ,hovioikeus®/,hovritt

— in Schweden beim ,Svea hovratt*

— im Vereinigten Konigreich:
a) in England und Wales beim ,High Court of Justice*
b) in Schottland beim ,Court of Justice*
¢) in Nordirland beim ,High Court of Justice*

d) in Gibraltar beim ,Court of appeal®.
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ANHANG III

Rechtsbehelfe gemdf Artikel 27 konnen nur eingelegt werden:

— in Belgien, Griechenland, Spanien, Frankreich, Italien, Luxemburg und den Niederlanden: mit der ,Kassations-
beschwerde®;

— in Deutschland: mit der ,Rechtsbeschwerde*;

— in Irland: mit einem auf Rechtsfragen beschrinkten Rechtsbehelf beim ,Supreme Court*;
— in Osterreich: mit dem ,Revisionsrekurs*;

— in Portugal: mit einem ,recurso restrito a matéria de direito®;

— in Finnland: mit einem Rechtsbehelf beim ,korkein oikeus/hdgsta domstolen®;

— im Vereinigten Konigreich: mit einem einzigen weiteren, auf Rechtsfragen beschrinkten Rechtsbehelf.
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ANHANG IV

Bescheinigung gemif Artikel 33 bei Entscheidungen in Ehesachen

1. Ursprungsmitgliedstaat

2. Ausstellendes Gericht bzw. ausstellende Behorde

2.1. Name

2.2. Anschrift

2.3. Tel.[Fax/E-mail

3. Angaben zur Ehe

3.1. Ehefrau

3.1.1.  Vollstindiger Name

3.1.2. Staat und Ort der Geburt

3.1.3.  Geburtsdatum

3.2. Ehemann

3.2.1.  Vollstindiger Name

3.2.2. Staat und Ort der Geburt

3.2.3.  Geburtsdatum

3.3. Land, Ort (soweit bekannt) und Datum der EheschlieRung

3.3.1.  Staat der Eheschliefung

3.3.2.  Ort der Eheschlieung (soweit bekannt)

3.3.3.  Datum der Eheschliefung

4. Angaben zu dem Gericht, das die Entscheidung erlassen hat

4.1. Bezeichnung des Gerichts

4.2. Gerichtsort

5. Angaben zur Entscheidung

5.1. Datum
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5.2. Aktenzeichen

5.3. Art der Entscheidung

5.3.1.  Scheidung L]
5.3.2.  Ungiiltigerklirung der Ehe (]
5.3.3.  Trennung ohne Auflésung des Ehebandes (]

5.4. Erging die Entscheidung im Versdumnisverfahren?
5.4.1. nein [
5.42. ja(l) L]

6. Namen der Parteien, denen Prozefkostenhilfe gewihrt wurde

7. Konnen gegen die Entscheidung nach dem Recht des Ursprungsmitgliedstaats weitere Rechtsmittel eingelegt

werden?
7.1. nein []
7.2. ja L]

8. Datum der Rechtswirksamkeit in dem Mitgliedstaat, in dem die Entscheidung erging

8.1. Scheidung

8.2. Trennung ohne Auflésung des Ehebandes

Geschehen zu am

(") In diesem Fall sind die in Artikel 32 Absatz 2 genannten Urkunden vorzulegen.

Unterschrift und/oder Dienstsiegel
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ANHANG V

Bescheinigung gemif$ Artikel 33 bei Entscheidungen betreffend die elterliche Verantwortung

1. Ursprungsmitgliedstaat

2. Ausstellendes Gericht bzw. ausstellende Behorde

2.1. Name

2.2. Anschrift

2.3. Tel.[Fax[E-mail

3. Angaben zu den Eltern

3.1. Mutter

3.1.1.  Vollstindiger Name

3.1.2.  Geburtsdatum und Geburtsort

3.2. Vater

3.2.1.  Vollstindiger Name

3.2.2. Geburtsdatum und Geburtsort

4. Angaben zu dem Gericht, das die Entscheidung erlassen hat

4.1. Bezeichnung des Gerichts

4.2. Gerichtsort

5. Angaben zur Entscheidung

5.1. Datum

5.2. Aktenzeichen

5.3. Erging die Entscheidung im Versdumnisverfahren?
5.3.1. nein [

5.3.2. ja(l) L]

(") In diesem Fall sind die in Artikel 32 Absatz 2 genannten Urkunden vorzulegen.
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6. Von der Entscheidung erfafite Kinder (1)

6.1. Vollstindiger Name und Geburtsdatum

6.2. Vollstindiger Name und Geburtsdatum

6.3. Vollstandiger Name und Geburtsdatum

6.4. Vollstindiger Name und Geburtsdatum

7. Namen der Parteien, denen Prozefkostenhilfe gewihrt wurde

8. Bescheinigung iiber die Vollstreckbarkeit und die Zustellung
8.1. Ist die Entscheidung nach dem Recht des Ursprungsmitgliedstaats vollstreckbar?
8.1.1. ja L]
8.1.2. nein [
8.2. Wurde die Entscheidung der Partei, gegen die die Vollstreckung beantragt wird, zugestellt?
8.2.1. ja L]

8.2.1.1. Vollstindiger Name der Partei

8.2.1.2. Zustellungsdatum

8.2.2. nein []

Geschehen zu am Unterschrift und/oder Dienstsiegel

(1) Werden mehr als vier Kinder erfafit, so ist ein zweites Formblatt zu verwenden.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1348/2000 DES RATES

vom 29. Mai 2000

iiber die Zustellung gerichtlicher und auflergerichtlicher Schriftstiicke in Zivil- oder Handels-
sachen in den Mitgliedstaaten

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europdischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 61 Buchstabe ¢) und
Artikel 67 Absatz 1,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europaischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (3),

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)

(")
)
()
()

Die Union hat sich zum Ziel gesetzt, einen Raum der
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, in dem der
freie Personenverkehr gewihrleistet ist, zu erhalten und
weiterzuentwickeln. Zum schrittweisen Aufbau dieses
Raums erlifdt die Gemeinschaft unter anderem im Bereich
der justitiellen Zusammenarbeit in Zivilsachen die fiir das
reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts erforderli-
chen Maflnahmen.

Fiir das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts muf3
die Ubermittlung gerichtlicher und aufSergerichtlicher
Schriftstiicke in Zivil- oder Handelssachen, die in einem
anderen Mitgliedstaat zugestellt werden sollen, zwischen
den Mitgliedstaaten verbessert und beschleunigt werden.

Dieser Bereich unterliegt nunmehr Artikel 65 des Ver-
trags.

Nach dem in Artikel 5 des Vertrags niedergelegten Subsi-
diaritits- und Verhiltnismifigkeitsprinzip konnen die
Ziele dieser Verordnung auf der Ebene der Mitgliedstaaten
nicht ausreichend erreicht werden; sie konnen daher
besser auf Gemeinschaftsebene erreicht werden. Diese
Verordnung geht nicht iiber das fiir die Erreichung dieser
Ziele erforderliche Maf hinaus.

Der Rat hat mit Rechtsakt vom 26.Mai 1997 (%) ein
Ubereinkommen iiber die Zustellung gerichtlicher und

ABL. C 247 vom 31.8.1999, S. 11.

Stellungnahme vom 17.November 1999 (noch nicht im
Amtsblatt veroffentlicht).

ABI. C 368 vom 20.12.1999, S. 47.

ABL C 261 vom 27.8.1997, S.1. Der Rat hat am Tag der
Fertigstellung des Ubereinkommens den erliuternden Bericht zu
dem Ubereinkommen zur Kenntnis genommen. Dieser erldutern-
de Bericht ist auf Seite 26 des vorstehenden Amtsblatts enthalten.

aufergerichtlicher Schriftstiicke in Zivil- oder Handelssa-
chen in den Mitgliedstaaten der Europdischen Union
erstellt und das Ubereinkommen den Mitgliedstaaten zur
Annahme gemif ihren verfassungsrechtlichen Vorschrif-
ten empfohlen. Dieses Ubereinkommen ist nicht in Kraft
getreten. Die bei der Aushandlung diese Ubereinkom-
mens erzielten Ergebnisse sind zu wahren. Daher iiber-
nimmt die Verordnung weitgehend den wesentlichen
Inhalt des Ubereinkommens.

Die Wirksamkeit und Schnelligkeit der gerichtlichen
Verfahren in Zivilsachen setzt voraus, dal die Ubermitt-
lung gerichtlicher und aufSergerichtlicher Schriftstiicke
unmittelbar und auf schnellstmoglichem Wege zwischen
den von den Mitgliedstaaten benannten ortlichen Stellen
erfolgt. Die Mitgliedstaaten miissen jedoch erkliren
konnen, dafl sie nur eine Ubermittlungs- oder Emp-
fangsstelle oder eine Stelle, die beide Funktionen zugleich
wahrnimmt, fiir einen Zeitraum von fiinf Jahren benen-
nen wollen. Diese Benennung kann jedoch alle funf Jahre
erneuert werden.

Eine schnelle Ubermittlung erfordert den Einsatz aller
geeigneten Mittel, wobei bestimmte Anforderungen an
die Lesbarkeit und die Ubereinstimmung des empfange-
nen Schriftstiicks mit dem Inhalt des versandten
Schriftstiicks zu beachten sind. Aus Sicherheitsgriinden
mufl das zu wbermittelnde Schriftstiick mit einem
Formblatt versehen sein, das in der Sprache des Ortes
auszufiillen ist, an dem die Zustellung erfolgen soll,
oder in einer anderen vom Empfingerstaat anerkannten
Sprache.

Um die Wirksamkeit dieser Verordnung zu gewdahrleisten,
ist die Moglichkeit, die Zustellung von Schriftstiicken zu
verweigern, auf Ausnahmefille beschrinkt.

Auf eine schnelle Ubermittlung muf auch eine schnelle
Zustellung des Schriftstiicks in den Tagen nach seinem
Eingang folgen. Konnte das Schriftstiick nach Ablauf
eines Monats nicht zugestellt werden, so setzt die Emp-
fangsstelle die Ubermittlungsstelle davon in Kenntnis. Der
Ablauf dieser Frist bedeutet nicht, daf$ der Antrag an die
Ubermittlungsstelle zuriickgesandt werden muf}, wenn
feststeht, daf$ die Zustellung innerhalb einer angemesse-
nen Frist moglich ist.
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(10) Um die Interessen des Empfingers zu wahren, erfolgt die

Zustellung in der Amtssprache oder einer der Amtsspra-
chen des Orts, an dem sie vorgenommen wird, oder in
einer anderen Sprache des Ubermittlungsmitgliedstaats,
die der Empfinger versteht.

(11) Aufgrund der verfahrensrechtlichen Unterschiede zwi-

schen den Mitgliedstaaten bestimmt sich der Zustellungs-
zeitpunkt in den einzelnen Mitgliedstaaten nach unter-
schiedlichen Kriterien. Unter diesen Umstinden und
in Anbetracht der moglicherweise daraus entstehenden
Schwierigkeiten sollte diese Verordnung deshalb eine
Regelung vorsehen, bei der sich der Zustellungszeitpunkt
nach dem Recht des Empfangsmitgliedstaats bestimmt.
Miissen jedoch die betreffenden Schriftstiicke im Rahmen
von Verfahren, die im Ubermittlungsmitgliedstaat einge-
leitet werden sollen oder schon anhingig sind, innerhalb
einer bestimmte Frist zugestellt werden, so bestimmt sich
der Zustellungszeitpunkt im Verhltnis zum Antragsteller
nach dem Recht des Ubermittlungsmitgliedstaats. Ein
Mitgliedstaat kann jedoch aus angemessenen Griinden
wihrend eines Ubergangszeitraums von fiinf Jahren von
den vorgenannten Bestimmungen abweichen. Er kann
diese Abweichung aus Griinden, die sich aus seinem
Rechtssystem ergeben, in Abstinden von funf Jahren
erneuern.

(12) In den Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten, die

Vertragsparteien der von den Mitgliedstaaten geschlosse-
nen bilateralen oder multilateralen Ubereinkiinfte oder
Vereinbarungen sind, insbesondere des Protokolls zum
Briisseler Ubereinkommen vom 27. September 1968 (1)
und des Haager Ubereinkommens vom 15. November
1965, hat diese Verordnung in ihrem Anwendungsbe-
reich Vorrang vor den Bestimmungen der Ubereinkiinfte
oder Vereinbarungen mit demselben Anwendungsbe-
reich. Es steht den Mitgliedstaaten frei, Ubereinkiinfte
oder Vereinbarungen zur Beschleunigung oder Vereinfa-
chung der Ubermittlung von Schriftstiicken beizubehal-
ten oder zu schliefen, sofern diese Ubereinkiinfte oder
Vereinbarungen mit dieser Verordnung vereinbar sind.

(13) Die nach dieser Verordnung iibermittelten Daten miissen

angemessen geschiitzt werden. Diese Frage wird durch
die Richtlinie 95/46/EG des Europdischen Parlaments und
des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natiirlicher
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten
und zum freien Datenverkehr(?) und die Richtlinie
97/66[EG des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 15. Dezember 1997 iiber die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten und den Schutz der Privatsphire im
Bereich der Telekommunikation (3) geregelt.

(1) Briisseler Ubereinkommen vom 27. September 1968 iiber die
gerichtliche Zustindigkeit und die Vollstreckbarkeit gerichtlicher
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (ABL. L 299 vom
31.12.1972, S. 32; konsolidierte Fassung in ABL C 27 vom
26.1.1998, S. 1).

(2) ABL L 281 vom 23.11.1995, S. 31.
(3) ABL L 24 vom 30.1.1998, S. 2.

(14)

(15)

(17)

(18)

Die zur Durchfiithrung dieser Verordnung erforderlichen
Mafinahmen sollten gemif dem Beschluf8 1999/468[EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalita-
ten fiir die Ausiibung der der Kommission iibertragenen
Durchfithrungsbefugnisse () erlassen werden.

Diese Mafnahmen umfassen auch die Erstellung und
Aktualisierung eines Handbuchs unter Verwendung ge-
eigneter moderner Mittel.

Spétestens drei Jahre nach Inkrafttreten dieser Verord-
nung hat die Kommission die Anwendung der Verord-
nung zu priifen und gegebenenfalls erforderliche Ande-
rungen vorzuschlagen.

Das Vereinigte Konigreich und Irland haben gemifs
Artikel 3 des dem Vertrag iiber die Europiische Union
und dem Vertrag zur Griindung der Europdischen Ge-
meinschaft beigefiigten Protokolls tiber die Position des
Vereinigten Konigreichs und Irlands mitgeteilt, daf8 sie
sich an der Annahme und Anwendung dieser Verordnung
beteiligen mochten.

Dinemark wirkt gemifs den Artikeln 1 und 2 des dem
Vertrag iiber die Européische Union und dem Vertrag zur
Griindung der Europdischen Gemeinschaft beigefiigten
Protokolls iiber die Position Danemarks an der Annahme
dieser Verordnung nicht mit. Diese Verordnung ist daher
fur diesen Staat nicht verbindlich und ithm gegeniiber
nicht anwendbar —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

1

KAPITEL I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Anwendungsbereich

Diese Verordnung ist in Zivil- oder Handelssachen

anzuwenden, in denen ein gerichtliches oder aufSergerichtliches
Schriftstiick von einem in einen anderen Mitgliedstaat zum
Zwecke der Zustellung zu tibermitteln ist.

(2)

Diese Verordnung gilt nicht, wenn die Anschrift des

Empfingers des Schriftstiicks unbekannt ist.

() ABL.L184vom 17.7.1999, S. 23.
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Artikel 2
Ubermittlungs- und Empfangsstellen

(1)  Jeder Mitgliedstaat benennt die Behorden, Amtsperso-
nen oder sonstigen Personen, die fiir die Ubermittlung gericht-
licher und auflergerichtlicher Schriftstiicke, die in einem ande-
ren Mitgliedstaat zuzustellen sind, zustindig sind, im folgenden
,Ubermittlungsstellen” genannt.

(2)  Jeder Mitgliedstaat benennt die Behorden, Amtsperso-
nen oder sonstigen Personen, die fur die Entgegennahme
gerichtlicher und aufSergerichtlicher Schriftstiicke aus einem
anderen Mitgliedstaat zustindig sind, im folgenden ,Emp-
fangsstellen” genannt.

(3)  Die Mitgliedstaaten konnen entweder eine Ubermitt-
lungsstelle und eine Empfangsstelle oder eine Stelle fiir beide
Aufgaben benennen. Bundesstaaten, Staaten mit mehreren
Rechtssystemen oder Staaten mit autonomen Gebietskorper-
schaften konnen mehrere derartige Stellen benennen. Diese
Benennung ist fiir einen Zeitraum von fiinf Jahren giiltig und
kann alle fiinf Jahre erneuert werden.

(4)  Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission folgende Anga-
ben mit:

a) die Namen und Anschriften der Empfangsstellen nach den
Absitzen 2 und 3,

b) den Bereich, fiir den diese 6rtlich zustindig sind,

¢) die ihnen zur Verfiigung stehenden Moglichkeiten fiir den
Empfang von Schriftstiicken und

d) die Sprachen, in denen das Formblatt im Anhang ausgefullt
werden darf.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission jede Anderung
dieser Angaben mit.

Artikel 3

Zentralstelle

Jeder Mitgliedstaat benennt eine Zentralstelle, die
a) den Ubermittlungsstellen Auskiinfte erteilt;

b) nach Losungswegen sucht, wenn bei der Ubermittlung von
Schriftstiicken zum Zwecke der Zustellung Schwierigkei-
ten auftreten;

¢) in Ausnahmefillen auf Ersuchen einer Ubermittlungsstelle
einen Zustellungsantrag an die zustindige Empfangsstelle
weiterleitet.

Bundesstaaten, Staaten mit mehreren Rechtssystemen oder
Staaten mit autonomen Gebietskorperschaften konnen mehre-
re Zentralstellen benennen.

KAPITEL II

GERICHTLICHE SCHRIFTSTUCKE

Abschnitt 1

Ubermittlung und Zustellung von gerichtlichen Schrift-
stiicken

Artikel 4
Ubermittlung von Schriftstiicken

(1)  Gerichtliche Schriftstiicke sind zwischen den nach Arti-
kel 2 benannten Stellen unmittelbar und so schnell wie
moglich zu iibermitteln.

(2) Die Ubermittlung von Schriftstiicken, ~Antrigen,
Zeugnissen, Empfangsbestitigungen, Bescheinigungen und
sonstigen Dokumenten zwischen den Ubermittlungs- und
Empfangsstellen kann auf jedem geeigneten Ubermittlungsweg
erfolgen, sofern das empfangene Dokument mit dem versand-
ten Dokument inhaltlich genau tibereinstimmt und alle darin
enthaltenen Angaben miihelos lesbar sind.

(3) Dem zu iibermittelnden Schriftstiick ist ein Antrag
beizufiigen, der nach dem Formblatt im Anhang erstellt wird.
Das Formblatt ist in der Amtssprache des Emp-
fangsmitgliedstaats oder, wenn es in diesem Mitgliedstaat
mehrere Amtssprachen gibt, der Amtssprache oder einer der
Amtssprachen des Ortes, an dem die Zustellung erfolgen soll,
oder in einer sonstigen Sprache, die der Empfangsmitgliedstaat
zugelassen hat, auszuftllen. Jeder Mitgliedstaat hat die
Amtssprache oder die Amtssprachen der Européischen Union
anzugeben, die er aufSer seiner oder seinen eigenen fiir die
Ausfiillung des Formblatts zulaft.

(4)  Die Schriftstiicke sowie alle Dokumente, die iibermittelt
werden, bediirfen weder der Beglaubigung noch einer anderen
gleichwertigen Formalitit.

(5)  Wiinscht die Ubermittlungsstelle die Riicksendung einer
Abschrift des Schriftstiicks zusammen mit der Bescheinigung
nach Artikel 10, so iibermittelt sie das betreffende Schriftstiick
in zweifacher Ausfertigung.

Artikel 5
Ubersetzung der Schriftstiicke

(1)  Der Verfahrensbeteiligte wird von der Ubermittlungs-
stelle, der er das Schriftstiick zum Zweck der Ubermittlung
tibergibt, davon in Kenntnis gesetzt, dafs der Empfinger die
Annahme des Schriftstiicks verweigern darf, wenn es nicht in
einer der in Artikel 8 genannten Sprachen abgefafit ist.
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(2)  Der Verfahrensbeteiligte triigt etwaige vor der Ubermitt-
lung des Schriftstiicks anfallende Ubersetzungskosten unbe-
schadet einer etwaigen spiteren Kostenentscheidung des
zustidndigen Gerichts oder der zustindigen Behorde.

Artikel 6

Entgegennahme der Schriftstiicke durch die
Empfangsstelle

(1)  Nach Erhalt des Schriftstiicks iibersendet die Emp-
fangsstelle der Ubermittlungsstelle auf schnellstméglichem
Wege und so bald wie maoglich, auf jeden Fall aber innerhalb
von sieben Tagen nach Erhalt des Schriftstiicks, eine Empfangs-
bestitigung unter Verwendung des Formblatts im Anhang.

(2)  Kann der Zustellungsantrag aufgrund der tibermittelten
Angaben oder Dokumente nicht erledigt werden, so nimmt
die Empfangsstelle auf schnellstméglichem Wege Verbindung
zu der Ubermittlungsstelle auf, um die fehlenden Angaben
oder Schriftstiicke zu beschaffen.

(3)  Fallt der Zustellungsantrag offenkundig nicht in den
Anwendungsbereich dieser Verordnung oder ist die Zustellung
wegen Nichtbeachtung der erforderlichen Formvorschriften
nicht moglich, sind der Zustellungsantrag und die iibermittel-
ten Schriftstiicke sofort nach Erhalt zusammen mit dem
Formblatt im Anhang fiir die Benachrichtigung iiber Riicksen-
dung an die Ubermittlungsstelle zuriickzusenden.

(4)  Eine Empfangsstelle, die ein Schriftstiick erhalt, fur
dessen Zustellung sie ortlich nicht zustindig ist, leitet dieses
Schriftstiick zusammen mit dem Zustellungsantrag an die
ortlich zustindige Empfangsstelle in demselben Mitgliedstaat
weiter, sofern der Antrag den Voraussetzungen in Artikel 4
Absatz 3 entspricht; sie setzt die Ubermittlungsstelle unter
Verwendung des Formblatts im Anhang davon in Kenntnis. Die
ortlich zustindige Empfangsstelle teilt der Ubermittlungsstelle
gemifl Absatz 1 den Eingang des Schriftstiicks mit.

Artikel 7
Zustellung der Schriftstiicke

(1) Die Zustellung des Schriftstiicks wird von der Emp-
fangsstelle bewirkt oder veranlaflt, und zwar entweder nach
dem Recht des Empfangsmitgliedstaats oder in einer von der
Ubermittlungsstelle gewiinschten besonderen Form, sofern
dieses Verfahren mit dem Recht des Empfangsmitgliedstaats
vereinbar ist.

(2)  Alle fiir die Zustellung erforderlichen Schritte sind so
bald wie moglich vorzunehmen. Konnte die Zustellung nicht
binnen einem Monat nach Eingang des Schriftstiicks vorge-
nommen werden, teilt die Empfangsstelle dies der Ubermitt-
lungsstelle unter Verwendung der Bescheinigung mit, die in
dem Formblatt im Anhang vorgesehen und gemafS Artikel 10
Absatz 2 auszustellen ist. Die Frist wird nach dem Recht des
Empfangsmitgliedstaats berechnet.

Artikel 8
Verweigerung der Annahme eines Schriftstiicks

(1) Die Empfangsstelle setzt den Empfinger davon in
Kenntnis, daf§ er die Annahme des zuzustellenden Schriftstiicks
verweigern darf, wenn dieses in einer anderen als den folgenden
Sprachen abgefafit ist:

a) der Amtssprache des Empfangsmitgliedstaats oder, wenn
es im Empfangsmitgliedstaat mehrere Amtssprachen gibt,
der Amtssprache oder einer der Amtssprachen des Ortes,
an dem die Zustellung erfolgen soll, oder

b) einer Sprache des Ubermittlungsmitgliedstaats, die der
Empfinger versteht.

(2)  Wird der Empfangsstelle mitgeteilt, daff der Empfinger
die Annahme des Schriftstiicks gemafs Absatz 1 verweigert,
setzt sie die Ubermittlungsstelle unter Verwendung der Be-
scheinigung nach Artikel 10 unverziiglich davon in Kenntnis
und sendet den Antrag sowie die Schriftstiicke, um deren
Ubersetzung ersucht wird, zuriick.

Artikel 9
Datum der Zustellung

(1)  Unbeschadet des Artikels 8 ist fiir das Datum der nach
Artikel 7 erfolgten Zustellung eines Schriftstiicks das Recht
des Empfangsmitgliedstaats mafigeblich.

(2)  Wenn jedoch die Zustellung eines Schriftstiicks im
Rahmen eines im Ubermittlungsmitgliedstaat einzuleitenden
oder anhdngigen Verfahrens innerhalb einer bestimmten Frist
zu erfolgen hat, ist im Verhaltnis zum Antragsteller als Datum
der Zustellung der Tag mafSgeblich, der sich aus dem Recht
des Ubermittlungsmitgliedstaats ergibt.

(3)  Ein Mitgliedstaat kann aus angemessenen Griinden
wihrend eines Ubergangszeitraums von fiinf Jahren von den
Absitzen 1 und 2 abweichen.

Dieser Ubergangszeitraum kann von einem Mitgliedstaat aus
Griinden, die sich aus seinem Rechtssystem ergeben, in
Abstdnden von finf Jahren erneuert werden. Der Mitgliedstaat
teilt der Kommission den Inhalt der Abweichung und die
konkreten Einzelheiten mit.

Artikel 10

Bescheinigung iiber die Zustellung und Abschrift des
zugestellten Schriftstiicks

(1)  Nach Erledigung der fiir die Zustellung des Schriftstiicks
vorzunehmenden Schritte wird nach dem Formblatt im An-
hang eine entsprechende Bescheinigung ausgestellt, die der
Ubermittlungsstelle iibersandt wird. Bei Anwendung von Arti-
kel 4 Absatz 5 wird der Bescheinigung eine Abschrift des
zugestellten Schriftstiicks beigefiigt.
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(2)  Die Bescheinigung ist in der Amtssprache oder in einer
der Amtssprachen des Ubermittlungsmitgliedstaats oder in
einer sonstigen Sprache, die der Ubermittlungsmitgliedstaat
zugelassen hat, auszufiillen. Jeder Mitgliedstaat hat die
Amtssprache oder die Amtssprachen der Europaischen Union
anzugeben, die er aufSer seiner oder seinen eigenen fiir die
Ausfiillung des Formblatts zulaft.

Artikel 11
Kosten der Zustellung

(1)  Fir die Zustellung gerichtlicher Schriftstiicke aus einem
anderen Mitgliedstaat darf keine Zahlung oder Erstattung von
Gebithren und Auslagen fur die Tatigkeit des Emp-
fangsmitgliedstaats verlangt werden.

(2)  Der Verfahrensbeteiligte hat jedoch die Auslagen zu
zahlen oder zu erstatten, die dadurch entstehen,

a) daf bei der Zustellung eine Amtsperson oder eine andere
nach dem Recht des Empfangsmitgliedstaats zustindige
Person mitwirkt;

b) daf eine besondere Form der Zustellung eingehalten wird.

Abschnitt 2

Andere Arten der Ubermittlung und Zustellung gerichtlicher
Schriftstiicke

Artikel 12

Ubermittlung auf konsularischem oder diplomatischem
Weg

Jedem Mitgliedstaat steht es in Ausnahmefillen frei, den nach
Artikel 2 oder Artikel 3 benannten Stellen eines anderen
Mitgliedstaats gerichtliche Schriftstiicke zum Zweck der Zustel-
lung auf konsularischem oder diplomatischem Weg zu iiber-
mitteln.

Artikel 13

Zustellung von Schriftstiicken durch die diplomatischen
oder konsularischen Vertretungen

(1)  Jedem Mitgliedstaat steht es frei, Personen, die ihren
Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat haben, gerichtliche
Schriftstiicke unmittelbar durch seine diplomatischen oder
konsularischen Vertretungen ohne Anwendung von Zwang
zustellen zu lassen.

(2)  Jeder Mitgliedstaat kann nach Artikel 23 Absatz 1 mit-
teilen, daf$ er eine solche Zustellung in seinem Hoheitsgebiet
nicht zuldft, auler wenn das Schriftstiick einem Staatsangeho-
rigen des Ubermittlungsmitgliedstaats zuzustellen ist.

Artikel 14
Zustellung durch die Post

(1) Jedem Mitgliedstaat steht es frei, Personen, die ihren
Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat haben, gerichtliche
Schriftstiicke unmittelbar durch die Post zustellen zu lassen.

(2)  Jeder Mitgliedstaat kann nach Artikel 23 Absatz 1 die
Bedingungen bekanntgeben, unter denen er eine Zustellung
gerichtlicher Schriftstiicke durch die Post zulafst.

Artikel 15
Unmittelbare Zustellung

(1)  Diese Verordnung schliefSt nicht aus, daf jeder an einem
gerichtlichen Verfahren Beteiligte gerichtliche Schriftstiicke
unmittelbar durch Amtspersonen, Beamte oder sonstige
zustdndige Personen des Empfangsmitgliedstaats zustellen las-
sen kann.

(2)  Jeder Mitgliedstaat kann nach Artikel 23 Absatz 1 erkli-
ren, daf er die Zustellung gerichtlicher Schriftstiicke nach
Absatz 1 in seinem Hoheitsgebiet nicht zulaft.

KAPITEL III

AUSSERGERICHTLICHE SCHRIFTSTUCKE

Artikel 16

Ubermittlung

AufSergerichtliche  Schriftstiicke kénnen zum Zweck der
Zustellung in einem anderen Mitgliedstaat nach Maflgabe
dieser Verordnung tibermittelt werden.

KAPITEL IV

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 17

Durchfithrungsbestimmungen

Die zur Durchfithrung dieser Verordnung erforderlichen Maf3-
nahmen in bezug auf die nachstehenden Sachbereiche sind
nach dem Beratungsverfahren des Artikels 18 Absatz 2 zu
erlassen:

a) die Erstellung und jdhrliche Aktualisierung eines Hand-
buchs mit den von den Mitgliedstaaten nach Artikel 2
Absatz 4 mitgeteilten Angaben;
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b) die Erstellung eines Glossars in den Amtssprachen der
Europdischen Union iiber die Schriftstiicke, die nach
Mafgabe dieser Verordnung zugestellt werden kénnen;

¢) die Aktualisierung oder technischen Anpassungen des
Formblatts im Anhang.

Artikel 18
Ausschufl
(1)  Die Kommission wird von einem Ausschufd unterstiitzt.

(2)  Wird auf diesen Absatzes Bezug genommen, so gelten
die Artikel 3 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

(3)  Der Ausschuf8 gibt sich eine Geschiftsordnung.

Artikel 19
Nichteinlassung des Beklagten

(1)  War ein verfahrenseinleitendes Schriftstiick oder ein
gleichwertiges Schriftstiick nach dieser Verordnung zum
Zweck der Zustellung in einen anderen Mitgliedstaat zu
tibermitteln und hat sich der Beklagte nicht auf das Verfahren
eingelassen, so hat das Gericht das Verfahren auszusetzen, bis
festgestellt ist,

a) dafl das Schriftstiick in einer Form zugestellt worden ist,
die das Recht des Empfangsmitgliedstaats fiir die Zustel-
lung der in seinem Hoheitsgebiet ausgestellten Schrift-
stiicke an dort befindliche Personen vorschreibt, oder

b) dafl das Schriftstiick tatsdchlich entweder dem Beklagten
personlich ausgehidndigt oder nach einem anderen in dieser
Verordnung vorgesehenen Verfahren in seiner Wohnung
abgegeben worden ist,

und daf in jedem dieser Fille das Schriftstiick so rechtzeitig
ausgehdndigt bzw. abgegeben worden ist, dal der Beklagte
sich hitte verteidigen konnen.

(2)  Jeder Mitgliedstaat kann nach Artikel 23 Absatz 1 mit-
teilen, dafl seine Gerichte ungeachtet des Absatzes 1 den
Rechtsstreit entscheiden konnen, auch wenn keine Bescheini-
gung tiber die Zustellung oder die Aushdndigung bzw. Abgabe
eingegangen ist, sofern folgende Voraussetzungen gegeben
sind:

a) Das Schriftstiick ist nach einem in dieser Verordnung
vorgesehenen Verfahren tibermittelt worden.

b) Seit der Absendung des Schriftstiicks ist eine Frist von
mindestens sechs Monaten verstrichen, die das Gericht
nach den Umstinden des Falles als angemessen erachtet.

¢) Trotz aller zumutbaren Schritte bei den zustindigen Behor-
den oder Stellen des Empfangsmitgliedstaats war eine
Bescheinigung nicht zu erlangen.

(3)  Unbeschadet der Absitze 1 und 2 kann das Gericht in
dringenden Fillen einstweilige Mafinahmen oder Siche-
rungsmaflnahmen anordnen.

(4)  War ein verfahrenseinleitendes Schriftstiick oder ein
gleichwertiges Schriftstiick nach dieser Verordnung zum
Zweck der Zustellung in einen anderen Mitgliedstaat zu
tibermitteln und ist eine Entscheidung gegen einen Beklagten
ergangen, der sich nicht auf das Verfahren eingelassen hat, so
kann ihm das Gericht in bezug auf Rechtsmittelfristen die
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand bewilligen, sofern

a) der Beklagte ohne sein Verschulden nicht so rechtzeitig
Kenntnis von dem Schriftstiick erlangt hat, daf§ er sich
hitte verteidigen kénnen, und nicht so rechtzeitig Kenntnis
von der Entscheidung erlangt hat, daf er sie hitte anfechten
konnen, und

b) die Verteidigung des Beklagten nicht von vornherein
aussichtslos scheint.

Ein Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand kann
nur innerhalb einer angemessenen Frist, nachdem der Beklagte
von der Entscheidung Kenntnis erhalten hat, gestellt werden.

Jeder Mitgliedstaat kann nach Artikel 23 Absatz 1 erkldren,
dafl dieser Antrag nach Ablauf einer in seiner Mitteilung
anzugebenden Frist unzuldssig ist; diese Frist muf jedoch
mindestens ein Jahr ab Erlafl der Entscheidung betragen.

(5)  Absatz 4 gilt nicht fiir Entscheidungen, die den Perso-
nenstand betreffen.

Artikel 20

Verhiltnis zu Ubereinkiinften oder Vereinbarungen, die
die Mitgliedstaaten abgeschlossen haben

(1)  Die Verordnung hat in ihrem Anwendungsbereich Vor-
rang vor den Bestimmungen, die in den von den Mitgliedstaa-
ten geschlossenen bilateralen oder multilateralen Ubereinkiinf-
ten oder Vereinbarungen enthalten sind, insbesondere vor
Artikel IV des Protokolls zum Briisseler Ubereinkommen von
1968 und vor dem Haager Ubereinkommen vom 15. Novem-
ber 1956.

(2)  Die Verordnung hindert einzelne Mitgliedstaaten nicht
daran, Ubereinkiinfte oder Vereinbarungen zur weiteren
Beschleunigung oder Vereinfachung der Ubermittlung von
Schriftstiicken beizubehalten oder zu schliefen, sofern sie mit
dieser Verordnung vereinbar sind.

(3)  Die Mitgliedstaaten tibermitteln der Kommission

a) eine Abschrift der zwischen den Mitgliedstaaten geschlos-
senen Ubereinkiinfte oder Vereinbarungen nach Absatz 2
sowie Entwiirfe dieser von ihnen geplanten Ubereinkiinfte
oder Vereinbarungen sowie
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b) jede Kiindigung oder Anderung dieser Ubereinkiinfte oder
Vereinbarungen.

Artikel 21

Prozeflkostenhilfe

Artikel 23 des Abkommens iiber den Zivilproze vom 17. Juli
1905, Artikel 24 des Ubereinkommens iiber den Zivilproze§
vom 1. Mirz 1954 und Artikel 13 des Abkommens iiber die
Erleichterung des internationalen Zugangs zu den Gerichten
vom 25. Oktober 1980 bleiben im Verhiltnis zwischen den
Mitgliedstaaten, die Vertragspartei dieser Ubereinkiinfte sind,
von dieser Verordnung unberiihrt.

Artikel 22
Datenschutz

(1)  Die Empfangsstelle darf die nach dieser Verordnung
ibermittelten Informationen — einschlieflich personenbezo-
gener Daten — nur zu dem Zweck verwenden, zu dem sie
tibermittelt wurden.

(2)  Die Empfangsstelle stellt die Vertraulichkeit derartiger
Informationen nach Maflgabe ihres nationalen Rechts sicher.

(3)  Die Absitze 1 und 2 beriihren nicht das Auskunftsrecht
von Betroffenen iiber die Verwendung der nach dieser Verord-
nung iibermittelten Informationen, das ihnen nach dem ein-
schldgigen nationalen Recht zusteht.

(4)  Die Richtlinien 95/46/EG und 97/66/EG bleiben von
dieser Verordnung unberiihrt.

Artikel 23
Mitteilung und Veroffentlichung

(1)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die Angaben
nach den Artikeln 2, 3, 4, 9, 10, 13, 14 und 15, Artikel 17
Buchstabe a) und Artikel 19 mit.

(2)  Die Kommission veroffentlicht die Angaben nach Ab-
satz 1 im Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften.

Artikel 24
Uberpriifung

Die Kommission legt dem Europdischen Parlament, dem Rat
und dem Wirtschafts- und Sozialausschufy spitestens am
1. Juni 2004 und danach alle fiinf Jahre einen Bericht iiber die
Anwendung dieser Verordnung vor, wobei sie insbesondere
auf die Effizienz der in Artikel 2 benannten Stellen und auf
die praktische Anwendung von Artikel 3 Buchstabe ¢) und
Artikel 9 achtet. Diesem Bericht werden erforderlichenfalls
Vorschldge zur Anpassung dieser Verordnung an die Entwick-
lung der Zustellungssysteme beigeftigt.

Artikel 25

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 31. Mai 2001 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemdfl dem Vertrag zur
Griindung der Europiischen Gemeinschaften unmittelbar in den Mitgliedstaaten.

Geschehen zu Briissel am 29. Mai 2000.

Im Namen des Rates
Der Prisident

A. COSTA
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ANHANG

ANTRAG AUF ZUSTELLUNG VON SCHRIFTSTUCKEN

(Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 des Rates iiber die Zustellung gerichtlicher und auergerichtlicher
Schriftstiicke in Zivil- oder Handelssachen in den Mitgliedstaaten (1))

Referenznummer:

1. UBERMITTLUNGSSTELLE

1.1. Name/Bezeichnung:

1.2.  Anschrift:
1.2.1. Strafle + Hausnummer:
1.2.2. PLZ + Ort:
1.2.3. Staat:

1.3. Tel:

1.4. Fax(*):

1.5. E-Mail (:

2. EMPFANGSSTELLE

2.1. Name/Bezeichnung:

2.2. Anschrift:
2.2.1. Strafle + Hausnummer:
2.2.2. PLZ + Ort:
2.2.3. Staat:

2.3, Tel:

2.4. Fax(¥):

2.5. E-Mail (*):

() ABL L 160 vom 30.6.2000, S. 37.
(*) Angabe freigestellt.
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3. ANTRAGSTELLER

3.1. Name(Bezeichnung:

3.2. Anschrift:
3.2.1. Strafle + Hausnummer:
3.2.2. PLZ + Ort:
3.2.3. Staat:

3.3. Tel. (%:

3.4. Fax(¥)

3.5. E-Mail (*):

4. EMPFANGER

4.1. Name/Bezeichnung:

4.2. Anschrift:
4.2.1. Strale + Hausnummer:
4.2.2. PLZ + Ort:
4.2.3. Staat:

43, Tel.(%:

4.4. Fax(¥):

4.5, E-Mail (*):

4.6. Personenkennziffer oder Sozialversicherungsnummer oder gleichwertige Kennummer/Kennummer des Unternehmens oder gleichwertige
Kennummer (¥):

5. FORM DER ZUSTELLUNG
5.1. Gemif$ den Rechtsvorschriften des Empfangsmitgliedstaats
5.2. Gemif der folgenden besonderen Form:

5.2.1. Sofern diese Form mit den Rechtsvorschriften des Empfangsmitgliedstaats unvereinbar ist, soll die Zustellung nach seinem Recht
erfolgen:

521.1. Ja
5.2.1.2. Nein

(*) Angabe freigestellt.



L 160/46 Amtsblatt der Europiischen Gemeinschaften 30.6.2000

6. ZUZUSTELLENDES SCHRIFTSTUCK
a) 6.1. Art des Schriftstiicks
6.1.1. gerichtlich:
6.1.1.1. schriftliche Vorladung
6.1.1.2. Urteil
6.1.1.3. Rechtsmittel
6.1.1.4. sonstiger Art:
6.1.2. aufSergerichtlich
b) 6.2. Indem Schriftstiick angegebenes Datum oder Frist (*):
¢) 6.3. Sprache des Schriftstiicks:
6.3.1. Original D, EN, DK, ES, FIN, FR, GR, IT, NL, P, S, sonstige Sprache:
6.3.2. Ubersetzung (*) D, EN, DK, ES, FIN, FR, GR, IT, NL, P, S, sonstige Sprache:

d) 6.4. Anzahl der Anlagen:

7. RUCKSENDUNG EINER ABSCHRIFT DES SCHRIFTSTUCKS ZUSAMMEN MIT DER BESCHEINIGUNG UBER DIE ZUSTELLUNG (Artikel 4
Absatz 5 der Verordnung)

7.1. Ja (in diesem Fall ist das zuzustellende Schriftstiick zweifach zu iibersenden)

7.2. Nein

1. Nach Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung miissen alle fiir die Zustellung erforderlichen Schritte so bald wie moglich erfolgen. Ist es
nicht moglich gewesen, die Zustellung binnen einem Monat nach Erhalt des Schriftstiicks vorzunehmen, so muf8 dies der
Ubermittlungsstelle anhand der Bescheinigung nach Nummer 13 mitgeteilt werden.

2. Kann der Antrag anhand der iibermittelten Informationen oder Dokumente nicht erledigt werden, so miissen Sie nach Artikel 6
Absatz 2 der Verordnung auf schnellstméglichem Wege Verbindung zu der Ubermittlungsstelle aufnehmen, um die fehlenden
Auskiinfte oder Aktenstiicke zu beschaffen.

Geschehen zu:
am:

Unterschrift und/oder Stempel:

(*) Angabe freigestellt.
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Referenznummer der Empfangsstelle:

EMPFANGSBESTATIGUNG FUR DAS FOLGENDE SCHRIFTSTUCK

(Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000)

des Schriftstiicks, zu iibermitteln.

Diese Bestitigung ist auf schnellstmdglichem Wege und so bald wie maoglich, auf jeden Fall aber innerhalb von sieben Tagen nach Erhalt

8. TAG DES EINGANGS:

Geschehen zu:

am:

Unterschrift und/oder Stempel:
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BENACHRICHTIGUNG UBER DIE RUCKSENDUNG DES ANTRAGS UND DES SCHRIFTSTUCKS

(Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000)

Der Antrag und das Schriftstiick sind sofort nach Erhalt zuriickzuschicken.

9. GRUND FUR DIE RUCKSENDUNG:

9.1. Der Antrag fillt offensichtlich nicht in den Anwendungsbereich der Verordnung:
9.1.1. Das Schriftstiick betrifft nicht Zivil- oder Handelssachen
9.1.2. Die Zustellung erfolgt nicht von einem Mitgliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat

9.2. Aufgrund der Nichtbeachtung der erforderlichen Formvorschriften ist die Zustellung nicht méglich:
9.2.1. Das Schriftstiick ist nicht miihelos lesbar
9.2.2. Die zur Ausfiillung des Formblattes verwendete Sprache ist unzuldssig
9.2.3. Das empfangene Schriftstiick stimmt mit dem versandten Schriftstiick inhaltlich nicht genau iiberein
9.2.4. Sonstiges (genaue Angaben):

9.3. Die Form der Zustellung ist mit dem Recht des Empfangsmitgliedstaats nicht vereinbar (Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung)

Geschehen zu:

am:

Unterschrift und/oder Stempel:
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BENACHRICHTIGUNG UBER DIE WEITERLEITUNG DES ANTRAGS UND DES SCHRIFTSTUCKS AN DIE ZUSTANDIGE
EMPFANGSSTELLE

(Artikel 6 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000)

Der Antrag und das Schriftstiick wurden an die folgende, 6rtlich zustindige Empfangsstelle weitergeleitet:

10.1. Name oder Bezeichnung:
10.2. Anschrift:
10.2.1. Strafe + Hausnummer:
10.2.2. PLZ + Ort:
10.2.3. Staat:
10.3. Tel.:
10.4. Fax(*):

10.5. E-Mail (*):

Geschehen zu:
am:

Unterschrift und/oder Stempel:

(*) Angabe freigestellt.
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Referenznummer der zustindigen Empfangsstelle:

EMPFANGSMITTEILUNG DER ZUSTANDIGEN EMPFANGSSTELLE AN DIE UBERMITTLUNGSSTELLE

(Artikel 6 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000)

Diese Mitteilung ist auf schnellstmdglichem Wege und so bald wie moglich, auf jeden Fall aber innerhalb von sieben Tagen nach Erhalt
des Schriftstiicks, zu iibermitteln.

11. TAG DES EINGANGS:
Geschehen zu:
am:

Unterschrift und/oder Stempel:
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BESCHEINIGUNG UBER DIE ZUSTELLUNG BZW. NICHTZUSTELLUNG VON SCHRIFTSTUCKEN

(Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000)

Die Zustellung hat so bald wie moglich zu erfolgen. Ist es nicht moglich gewesen, die Zustellung binnen einem Monat nach Erhalt des
Schriftstiicks vorzunehmen, so teilt die Empfangsstelle dies der Ubermittlungsstelle mit (gemaf Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung).

12. DURCHFUHRUNG DER ZUSTELLUNG
a) 12.1. Tagund Ort der Zustellung:
b) 12.2. Das Schriftstiick wurde
A)  12.2.1. gemiR dem Recht des Empfangsmitgliedstaats zugestellt, und zwar
12.2.1.1. tbergeben
12.2.1.1.1. dem Empfinger personlich
12.2.1.1.2. einer anderen Person
12.2.1.1.2.1. Name:
12.2.1.1.2.2. Anschrift:
12.2.1.1.2.2.1. StraRe + Hausnummer:
12.2.1.1.2.2.2. PLZ + Ort:
12.2.1.1.2.2.3. Staat:
12.2.1.1.2.3. Beziehung zum Empfinger:
Familienangehoriger Angestellter
12.2.1.1.3. am Wohnsitz des Empfingers
12.2.1.2. auf dem Postweg zugestellt
12.2.1.2.1. ohne Empfangsbestitigung
12.2.1.2.2. mit der beigefiigten Empfangsbestitigung
12.2.1.2.2.1. des Empfingers
12.2.1.2.2.2. einer anderen Person
12.2.1.2.2.2.1. Name:
12.2.1.2.2.2.2. Anschrift:

12.2.1.2.2.2.2.1. Strafle + Hausnummer:

Sonstiges
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12.2.1.2.2.2.2.2. PLZ + Ort:
12.2.1.2.2.2.2.3. Staat:
12.2.1.2.2.2.3. Bezichung zum Empféinger:
Familienangehoriger Angestellter Sonstiges
12.2.1.3. auf andere Weise zugestellt (bitte genaue Angabe):
B)  12.2.2. in folgender besonderer Form zugestellt (bitte genaue Angabe):

¢) 12.3. Der Empfinger des Schriftstiicks wurde (miindlich) (schriftlich) davon in Kenntnis gesetzt, dal er die Entgegennahme des
Schriftstiicks verweigern kann, wenn es nicht in einer Amtssprache des Ortes der Zustellung oder in einer Amtssprache des
tibermittelnden Staates, die er versteht, abgefaft ist.

13. MITTEILUNG GEMASS ARTIKEL 7 ABSATZ 2

Die Zustellung konnte nicht binnen einem Monat nach Erhalt des Schriftstiicks vorgenommen werden.
14. VERWEIGERUNG DER ENTGEGENNAHME DES SCHRIFTSTUCKS
Der Empfinger verweigerte die Annahme des Schriftstiicks aufgrund der verwendeten Sprache, Die Schriftstiicke sind dieser Bescheinigung
beigefiigt.
15. GRUND FUR DIE NICHTZUSTELLUNG DES SCHRIFTSTUCKS
15.1. Wohnsitz nicht bekannt
15.2. Empfanger unbekannt

15.3. Das Schriftstiick konnte nicht vor dem Datum bzw. innerhalb der Frist nach Nummer 6.2 zugestellt werden

15.4. Sonstiges (bitte angeben):
Die Schriftstiicke sind dieser Bescheinigung beigefiigt.
Geschehen zu:
am:

Unterschrift und/oder Stempel:




	Inhalt
	Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 des Rates vom 29.Mai 2000 über Insolvenzverfahren
	Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 des Rates vom 29.Mai 2000 über die Zuständigkeit und die Anerkennung undVollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahrenbetreffend die elterliche Verantwortung für die gemeinsamen Kinderder Ehegatten
	Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 des Rates vom 29.Mai 2000 über die Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicherSchriftstücke in Zivil- oder Handelssachen in denMitgliedstaaten

